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Leipzig Rr. 1610

für Palle und den Saalkre
Sozialdemokratiſches Organ
is, die Kreiſe Merſeburg Buerfurk, Delikſch- Vikterfeld,

wilkenberg Schweinih, Torgau Tiebenwerda, Sangerhauſen Eckartsberga und die Mansfelder Kreile.

Die SaarFrage.
Was Clemeyeeau ankwortet,

Paris, 26. Mai. (W. T. B.) Die deutſche Delegation hatauf ihre beiden Noten zu den Beſtimmungen des h
trages betreffend die deutſche Weſtgrenze und das Saarbecken
von Clemenceau nachfolgende Antwort erhalten:

„Herr Präſident! Jch habe die Ehre, den Empfang JhrerSchreiben vom 13. und 16. zu beſtätigen Da ſie beide dennamlichen Segenſtand betreffen ziehe ich vor, ſie zuſammen

zu beantworten. Was die in Jhrem Schreiben niedergelegten
allgemeinen Bemerkungen anbetrifft, ſo beſtreite ich feierlichſt
im Namen der alliierten und aſſoziierten Regierungen, daß,
wie Sie behaupten, in dem Friedensvertrage deutſche Gebiete

figuren zum Gegenſtand eines Handels zwiſchen
verſchiedenen veränitäten gemacht werden. Tatſächlich
werden

die Wünſche der Bevölkerung

der ſämtlichen beſetzten Sebiete in Berückſichtigung gezogenwerden. Die Modalitäten dieſer Volksbefragun Sir en m
inblick auf die örtlichen Verhältniſſe mit Sorgfalt erwogen.J den an per abgetretenen Gebieten iſt der öffentlichen
einüng jede Freiheit gewährleiſtet, um

Friſt von ſechs Monaten auszuſprechen.
nahme wird r für denjenigen Teil von
Morſenet, der ſi
priept. deſſen Bevölkerung weniger als 500 Einwohner um
aßt, und deſſen Waldbeſtand an Belgien abgetreten wird als

Teil der Wiederqutmachung für die von Deutſchland in Belgien
vorgenommenen Zerſtörungen von Waldbeſtänden.
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e r e z Saäkti de eine ſchwi F. ege für die franzöſiſchen Aktio
näre ſchaffen. Die vollſtändige Uebergabe der in der Nähe der
franzöſiſchen Grenze liegenden Gruben iſt

die einfachſte Entſchädigung
für die in Frankreich zerſtörten Bergwerke.

Gewiſſe Stellen in Jhrem Briefe vom 18. ſcheinen eine ge
wiſſe Ungenauigkeit der nzlequng unſerer Artikel zu verraten.
Um die Höhe der w. old bei einem eventuellen Rück
kauf der Bergwerke im argebiet zu vermeiden, beſchloſſen
die alliierten und aſſoziierten ierungen, dieſe Beſtimmung
zu ändern. Sie ſchlagen vor, der Beſtimmung folgende San
zu geben: „Die Verpflichtung Deutſchlands, ſeine
auszuführen, wird von der Sieg hnmiſton in Er
wägung gezogen werden. Deutſchland kann eine

othe! dafür geben, deren Höhe die Kom
miſſion beſtimmen wird.
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Große Kundgebung in Paris.
Verſailles, 26. Mai. Die von der Leitung der ſozia

liſtiſchen Partei angekündigte Kundgebung allerſozia-
liſtiſchen und gewerkſchaftlichen Drganiſa-
tionen gegen die Regierung wegen ihres Verhaltens am
1. Mai und die Haltung in der Friedensfrage hat am Sonntag
unter ungeheurer Beteiligung des Pariſer Proletariats ſtatt
gefunden. Es wird berichtet, daß der NAmfang der Demon-
ſtration den der Kundgebung vom 1. Mai ganz erheblich über
troffen hat. Ob es zu Zuſammenſtößen mit der Polizei und
ren Zwiſchenfällen gekommen iſt, war bisher nicht zu er

ren

Franzöſiſche Urteile über die U. S. P.
Verſailles, 26. Mai. Die Pariſer Blätter berichten aus

führlich über die große Kundgebung der Unabhän-
gigen Sozialdemokratie in Berlin für den Frie
den. Bürgerliche ebenſo wie ſozialiſtiſche Blätter rechnen ſo
wohl im Falle der Unterzeichnung wie der Nichtunterzeichnung
des Friedens mit dem Sturze Scheidemanns. Sie
meinen, Scheidemanns Tage ſeien gezählt. Die Information
zitiert ausführlich den letzten Artikel Kautskys in der Freiheit
und erörtert auf Grund des Kautskyſchen Aufſatzes das etwaige
Programm einer Regierung Haaſe-Kautsky. Sämt-
liche Reden und Jnterviews Haaſes machen in großer Auf-
machung die Runde durch die franzöſiſche Preſſe. Jn Frank-
reich würde ein Kabinett Hagſe-Kautsky gut aufgenommen
werden. Sollte Clemenceau fallen, ſo wird wohl Sembat
ſein Nachfolger.

Verſailles W. Mai. Marcel Cachin ſchreibt in der
Humanité: Die deutſchen Unabhängigen ſind treue
Jnterpreten der Volksmeinung. Ale anderen
Parteien Deutſchlands ſind für die lange Dauer des
und für die harten Bedingungen verantwortlich. Nur die Un
abhängigen haben ſich im ege ehrenhaft und mutig be
nommen und ſie allein ſind bekechtigt, die harten Bedingungen
zu beklagen. Sie haben vielfach in den dunkelſten Tagen des
preußiſchen Militarismus Tod und Gefangenſchaft riskiert.
Sie haben ein Recht, von uns Sozialiſten gehört zu werden
und wir verſprechen ihnen daß das Prole-
tariagt nicht eher ruhen wird, als bis der un
Kerechte Friede in einen gerechten verwandelt
wird. Die Völker Frankreichs 4Englands, Jtaliens, Amecikaswerden die Hoffnungen der nes

igen nicht enttäuſchen.

ch weſtlich der Straße von Lüttich nach Aachen,

ahlung

er Kampf um Petersburg.
Amſterdam, 26. Mai. (W. T. B.) Die Times melden

aus Helſingfors: An der Front von Gatſching, 48 Meilen
von Petersburg, mußte der rote Generalſtab am Dienstag und
Mittwoch ſeine beſten Kräfte einſetzen, die von dem nord-
ruſſiſchen Armeekorps faſt ganz aufgerieben wurden. Den
bolſchewiſtiſchen rechten Flügel, der von finniſchen Freiwilligen,
die unter dem Schutze britiſcher Kriegsſchiffe nach dem Fort
Kraſnaja Gorka, 30 Meilen von Petersburg, vorrückten, zurück
getrieben wurde, erreichte dasſelbe Schickſal. Die Vorhut der
Nordarmee ſteht nach den letzten amtlichen Berichten 37 Meilen
von Petersburg.

Verſailles, 26. Mai. (W. T. B.) Der Temys meldet,
daß der Viererrat heute vormittag die Bedingungen beſprach,
die der Anerkennung der Regierung des Admi-
rals Koltſchak untergeordnet ſein ſollen. Die Anerken
nung iſt im Einvernehmen mit Japan grundſätzlich ange
nom mag worden.

Bei allen dieſen Meldungen iſt zu beachten, daß ſie aus
engliſcher oder franzöſiſcher Quelle ſtammen und

natürlich dementſprechend gefärbt ſind. Sie ſind daher mit
aller Vorſicht und mit dem größten Mißtrauen aufzunehmen.

Sieg der ungariſchen Roten Armee.
Budapeſt, 26. Mai. (Ungar. Kor.Bureau.) Der Feind

zieht ſich in aufgelöſften Verbänden gegen Sajo Szent Peter,
Szikſzo und Tiſzaluc zurück, von unſeren ſiegreichen Truppen
verfolgt. Am 28. Mai waren die „in der Umgebung von
Miſkolcz ſchnell zuſammengezogenen tſchecho rumäniſchen
Truppen zu einem Gegenangriff übergegangen und der Kampf
dauerte erbittert bis zum Voz mittag des 24. Mai. Die Verluſte
des Feindes ſind ſehr groß. der Gegend von Putnok warfen
unſere Abteilungen den Feind S das Buſchetergebirge zurück

Die Heimbefordernng der amerikaniſchen Truppen. Der
Chef des Generalſtabes March teilt mit, daß die letzten in
Frankreich weilenden amerikaniſchen Soldaten mit Ausnahme
der regulären Didiſion gegen den 12. Juni nach Amerika ein-
geſchifft werden würden, wenn das jetzige Schema durchgeführt
werde. Nach dem gegenwärtigen Schema werden vor Ende
Mai 10 000 Mann mehr als urſprünglich beabſichtigt war und
im Juni 200 000 Mann in den Vereinigten Staaten eintreffen.

Reis und Korn für Deutſchland.
Hamburg, 26. Mai. (W. T. B.) Seit dem 25. März ſind 41 mit

amerikaniſchen Lebensmitteln beladene mpfer im Ham-
burger Hafen eingetroffen, die Mehl, loſes Getreide, Schmalz,
Speck geladen hatten. Gegenwärtig ſind wieder 18 Dampfer
nach Hamburg unterwegs, die bereits von Falmouth angemeldet
ind. Einige von ihnen haben 170 000 Tonnen Korn geladen.
et beginnt auch die Einfuhr von Reis. Ein Dampfer mit
eis iſt bereits im Hafen, ein zweiter iſt am 26. Mai zu er

warten.
Gefrierfleiſch aus Holland.

Die Poſt berichtet aus Düſſeldorf: Mit der Ausfuhr von
Gefrierfleiſch aus Holland nach Deutſchland iſt jetzt der Anfang

emacht worden. Täglich werden 250 000 Kilogramm geliefert.Pie Einladung geſchieht von verſchiedenen Plätzen. Jnsgeſamt

ſollen 8 Millionen Kilogramm verſandt werden.
Vor einem allgemeinen Textilarbeiterſtreik in England.

Am 7. Juni wollen alle Textilarbeiter Englands den allge-
meinen Streik erklären, wenn die Unternehmer bis dahin ihre
Forderungen nicht bewilligen.

Proteſtſtreik gegen die Noske-Soldateska.
Infolge Beleidigungen, die von dem Militär gegenüber der

Einwohnerſchaft bei Hausſuchungen nach Heeresgütern be-
gangen worden ſind, iſt die Arbeiterſchaftvon Tanger-
münde Sonnabend vormittag i den Generalſtreik ge-
treten. Auch der Eiſenbahnverkehr ſoll lahmge-
legt werden bis auf den für die Lebensmittelverſorgung
notwendigen Güterverkehr. Die Forderungen gehen dahin,
daß das Militär ſofort entfernt und Tangermünde in eine
höhere Verſorgungsklaſſe verſetzt wird. Bisher iſt alles ruhig.

Sie bleiben boykottiert!
In der Generalverſammlung der Filiale Berlin des

Verbandes der Schneider, Schneiderinnen und
Wäſchearbeiter, die am Freitagabend im Gewerkſchafts
bauſe ſtattfand, berichtete Schuhmacher auch über die Verhand-
lungen mit dem Reichswehrminiſter Noske wegen des gefaßten
Boytottbeſchluſſes, der ſich gegen die Angehörigen der Frei-
willigenkorps richtet. Nach der ausführlichen Wiedergabe dieſer
Verhandlungen wurde von der Verſammlung faſt einſtimmig
folgende Reſolution angenommen:

„Die Generalverſammlung erklärt ſich mit der Stellung-
nahme des Kollegen Schuhmacher bei der Verhandlung mit
dem Reichswehrminiſter am 7. Mai einverſtanden. Sie erklärt
weiter, daß ſie den Beſchluß vom 16. April hochhält und es
ablehnt, mit ehemaligen Freiwilligen der Noskegarde zu
ſammen zu arbeiten. Die Kollegen und Kolleginnen werden
gufgefordert, mit allen Mitteln dieſen Beſchluß zur Durch
führung zu bringen.
Der Streik der oſtpreußiſchen Eiſenbahnarbeiter

iſt durch Verhandlungen, die im preußiſchen Staatsminiſterium
ſtattſanden und bei denen auch der Reichsarbeitsminiſter an
weſend war, beigelegi worden. Die EntſcheidunLöſung der eingelfragen wird einem Schiedsgericht übertragen,
in dem ein Beauftragter des Reichsarbeits miniſteriums den
Vorſitz führen wird und in dem Eiſenbahnarbeiter und Eiſen
bahnverwaltung paritätiſch vertreten ſein ſollen.
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Das ſchlimme Beiſpiel.
Als 1870 Napoleon III. an Preußen den Krieg erklärte, ent

hielten ſich im Norddeutſchen Reichstage Liebknecht und Bebel
bei der Bewilligung des Kriegskredits der Abſtimmung. Ein
Sturm der Entrüſtung ging durch die bürgerliche Preſſe. Die
bösartigſten Spottlieder wurden auf die „Lieb- und Bebel-
knechte“ geſungen, wie man die ſogenannte Eiſenacher Richtung
der Sozialdemokratie nannte.

Die Laſſalleaner hatten für die Kriegskredite geſtimmt. Auch
Wilhelm Bracke, der Gründer der Sozialdemokratie im Herzog
tum Braunſchweig, verurteilte die Haltung Bebels und Lieb-
knechts, und ſelbſt Karl Marx und Friedrich Engels htelten die
Stimmenthaltung für taktiſch unrichtig. Die Geſchichte hat
Bebel und Liebknecht inſofern recht gegeben, als ſich ſpäter her-
ausſtellte, daß Bismarck der eigentliche Urheber des Krieges ge
weſen war und Navoleon III. zur Kriegserklärung gezwungen
hatte. Das kam indeſſen für Karl Marx nicht in Betracht. Nach
ihm durften für Liebknecht und Bebel nur die Jntereſſen der
Arbeiterklaſſe maßgebend ſein, deren gefähr. ichſten Feind er
damals in Bonaparte ſah. Bonaparte mußte fallen, wenn die
internationale Arbeiterbewegung freie Bahn bekommen ſollte.
Deshalb erblickten Marx und Engels im Kriege Preußens gegen
Napoleon III. eine Förderung der Intereſſen der Arbeiterklaſſe.
Das war ein ganz anderer Standpunkt als der der deutſchen
Patrioten; aber er lenkte zunächſt in dieſelbe Bahn.

Als dann bei Sedan Napoleons Herrlichkeit zuſammenſtürzte,
waren auch die Laſſglleaner und Marx und Engels gegen die
Fortſetzung des Krieges. Der Krieg bis Sedan war ein Krieg
gegen Napoleon III. geweſen. Die franzöſiſche Nation, die
Napoleon den Laufpaß gab und die dritte Republik Zründete,
hatte die Sünden und Verpflichtungen Napoleons nicht mit
übernommen Sie war nicht ld am Kriege war alſo

zufſetzen, um ihr ElſaßLothringen zu entreißen. Der Krieg
wurde dadurch 'aus einem Verteidigungskriege in einen Er-
oberungskrieg verwandelt. Dieſe Auffaſſung iſt von der ganzen
Sozialdemokratie dis zum Weltkriege geteilt worden. Man
brachte bekanntlich Bracke und Genoſſen als Vaterlandsverräter
in Ketten nach Lötzen. Bismarck und alle bürgerlichen Parteien
vertraten die gegenteilige Anſicht. Nach ihnen hatte die fran
zöſiſche Nation die Verpſlichtungen Napoleons auch nach ſeinem
Sturze übernommen und mußte für ſeine Schuld aufkommen.
Sie ſollte mit ElſaßLothringen bezahlen, was ihr Napoleon
eingebrockt hätte.

Karl Marx ſagte ſchon damals den Weltkrieg gegen Deutſch
land voraus. Frankreich werde in Rußland einen Bundes
genoſſen ſuchen und finden. Das neue Deutſche Reich lege mit
der Eroberung Elſaß-Lothringens den Todeskeim ſelbſt in ſeine
eigene Bruſt. Die Vorausſage von Karl Marx hat ſich erfüllt.

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß ſich jetzt Clemenceau, der uner
bittliche Apoſtel der Vergeltung, das ſchlimme Beiſpiel Bis-
marcks zu eigen macht. Er antwortet dem Reichspräſidenten
Ebert, auf deſſen Einwand. daß die jetzige deutſche Reichs
regierung die Verantwortlichkeit für den Krieg und die Hand-
lungen der früheren deutſchen Regierung nicht übernommen
habe, mit den Worten Bismarcks. Bismarck habe 1871 auch
nicht anerkannt, daß eine Veränderung des politiſchen Regimes
oder eine Umwandlung ſeines leitenden Perſonals genüge, um
die von einer Nation übernommenen Verpflichtungen ungültig
zu machen. Clemenceau kann hinzufügen, daß 1917 Deutſch
land dieſe Anerkennung auch Rußland nach der Abſchaffung
des Zarismus durch die Revolution verſagt habe. Er ſchlägt
alſo die deutſche Diplomatie mit ihren eigenen Waffen.

Nun iſt, was wir gern zugeben, die Antwort Clemenceaus
ſelbſt nur ein Diplomatentrick. Es iſt ihm nicht um die Rechts
frage, ſondern nur um die Machtfrage zu tun. Könnte er ſich
Herrn Ebert gegenüber nicht auf das ſchlimme Beiſpiel Bis
marcks berufen, ſo würde er um eine andere Antwort auch nicht
verlegen ſein. Was er auch ſagt, um zu verſagen, das Nein,
das wir aus allem nur heraushören, ſtand ſchon vorher feſt.
Tatſächlich hat aber die deutſche Reichsregierung die Schuld der
alten Regierung nicht nur vor der Entente, ſondern auch vor
dem neutralen Auslande mitübernommen. Niemand ſieht
dort in der Ebertſchen Reichsregierung eine neue, wirklich ſozia
liſtiſche Regierung, die die Grundſätze Bebels und Liebknechts
verwirklicht hat, ſondern eine bürgerliche Regierung, die mit
der ganzen Erbſünde ihrer Vorgängerin belaſtet iſt. Das inter
nationale ſozialiſtiſche Proletariat erkennt die EbertScheide-
mannſche Regierung nicht als ſozialiſtiſch, nicht als Erbe der
ſozialen Revolution an, ſondern nur als Siegelbewahrerin der
alten bürgerlichen Ordnung mit ſamt der militäriſchen Unter
drückung des revolutionären Proletariats. Die neue deutſche
Regierung hat nicht reinen Tiſch gemacht, ſondern ſich nur
hinter die Fleiſchtöpfe der alten geſetzt, wenn von Fleiſchtöpfen
jetzt überhaupt noch die Rede ſein kann. So faßt aber nicht
nur das internationale ſogialjſtiſche Proletariat die Weſensart
der GFertScheidemannſchen Kegierung auf, ſondern auch das
deutſche Bürgertum ſelbſt. Auch ihm ſind Ebert und Scheide
mann die Schutzherren des alten Prinzips gegen das neue.
Mit den Generalen und Offizieren Wilhelms II. hat die mehr
heitsſozialiſtiſche bürgerliche Reichsregierung nicht nur die
Machtmittel, ſondern auch die Verpflichtungen des alten Re
gimes übernommen. Man kann nicht nach innen wilhelminiſch
und nach außen ſozialiſtiſch ſein.

Das ſchlimme Beiſpiel, das Bismarck und BreſtLitowſk ge
geben, wird nicht nur von Clemenceau, dem es allerdings nur
um einen Diplomatentrick zu un iſt, ſondern auch von dem



Enkernakionalen ſozialiſtiſchen Proletariat, bas ſich an die tak
ſächlichen Verhältniſſe hält, gegen Ebert und Scheidemann aus
c Dieſe können deshalb Clemenceau gegenüber nicht an
ie Internationale appellieren. Das eben iſt für ſie das Heikle

an der Geſchichte.
Hätte uns die Revolution wirklich ein neues Deutſchland,

ein entſchieden ſozialiſtiſches Deutſchland mit dem An
ſchluß an Rußland gebracht, dann könnten Bismarck und Breſt
Litowſk nicht gegen uns ins Feld geführt werden, nicht als
Diplomatentrick, aber auch nicht als eine ſchwer in die Wag
chale fallende Erbſünde, die die ge v 7 Reichsregiie ganz in den Fußtapfen der alten et micht don i

abſtreifen kann.

Rotenwechſel und lein Ende.

Deutſchlands Verantwortlichkeit für die Kriegsfolgen.

Verſailles, 26. Mai. (W. T. B.) Heute iſt dem Präſi
denten der alliierten Friedenskonferenz von der deutſchen
Friedensdelegation nachfolgende Note überreicht worden:

Verſailles, 25. Mai 1919
Herr Präſident!

Der Jnhalt des Schreibens Eurer Exzellenz vom 20. d. M.über die Frage der Berantwortlichtett Deutſch
lands für die Folgen des Krieges hat der deutſchen
Friedensdelegation gezeigt, daß die alliierten und aſſoziierten
Regierungen den Sinn vollſtändig mißverſtanden haben, mit
dem die deutſche Regierung und das deutſche Volk ſich mit der
Note des Staatsſekretärs Lanſing vom 5. November 1918 ſtill-
ſchweigend einverſtanden erklärten. Um dieſes Mißverſtändnis
aufzuklären, ſieht ſich die deutſche Delegation genötigt, den
aliierten und aſſoziierten Regierungen die Ereigniſſe ins Ge-
dächtnis zurückzurufen, die jener Note voransgehen. Der
Präſident der Vereinigten Staaten von Amerika hat zu ver-
ſchiedenen Malen feierlich erklärt, daß der Weltkrieg nicht mit
einem Machtfrieden, ſondern mit einem Rechtsfrie-
den enden ſolle, und daß Amerika nur für dieſes Kriegsziel
(hier enthält das Telegramm eine Lücke, die ungefähr wie
folgt auszufüllen iſt: in den Krieg eingetreten wäre. Jn dieſem
Sinne) wurde die Formel geprägt: Keine Annektionen, keine
Kontributionen, keine Strafzahlungen. Auf der anderen Seite
verlangte aber der Präſident unbedingt

die Wiederherſtellung des verletzten Rechtszuſtandes.
Die poſitive Seite dieſer Forderung fand ihren Ausdruck in
den 14 Punkten, die der Präſident in ſeiner Botſchaft
vom 8. Januar 1918 niedergelegt hat. Sie verlangt von dem
deutſchen Volke hauptſächlich zweierlei: 1. Es verzichtet
auf wichtige Teile des Reichsgebietes im Weſten und Oſten
unter dem Geſichtspunkt der nationalen Selbſtbeſtimmung.
2. Das Verſprechen der Wiederherſtellung der beſetzten
Gebiete Belgiens und Nordfrankreichs. Auf beide Forderungen
könnten ſich die deutſche Regierung und das deutſche Volk ein
laſſen, weil der

Grundſatz der Selbſtbeſtimmung
der neuen demokratiſchen Verfaſſung Deutſchlands entſpricht
und die herzuſtellenden Gebiete von deutſcher Seite durch eine
völkerrechtswidrige Handlung, nämlich durch die Verletzung der
Neutralität, mit den Schrecken des Krieges überzogen worden
waren. Das Selbſtbeſtimmungsrecht des polniſchen Volkes
hatte übrigens ſchon die frühere Regierung anerkannt, wie das
an Belgien verübte Unrecht. Wenn nun das durch den Staats
ſekretär Lanſing am 5. November 1918 an die deutſche Regie
rung übermittelte Schreiben der Entente den Begriff der Wie
derherſtellung der etzten Gebiete einer näheren Auslegung
unterzog, ſo erſchien es für die deutſche Auffaſſung ſelbſtver
ſtändlich, daß die Erſatzpflicht, in der Auslegung feſtgelegt
würde, ſich S auf andere Gebiete beziehenkonnte, deren ädigung als rechtswidrig zugegeben war,
und deren Herſtellung die leitenden Staatsmänner der Gegner
als Kriegsziel betont hatten Die Bedeutung der Note des
Staatsſekretärs Lanſing u für die deutſche Regierung darin,
daß die Entſchädigungspflicht ſich nicht auf die Wiederherſtel-
lung der Sachwerte beſchränkte, ſondern auf jeden Schaden aus-
gedehnt wurde, den die Zivilbevölkerung im beſetzten Gebiete
an Perſonen oder Eigentum erlitten hatte, mochte er im Ver-
lauf der HKriegshandlungen zu Lande, zu Waſſer oder von derLuft aus herbeigeführt rin Das deutſche Volk hat die Ein
ſeitigkeit wohl empfunden, die darin lag, daß man ihm

die Wiederherſtellung Belgiens und Nordfrankreichs
auferlegte, während man ihm eine
Entſchädigung für die Gebiete des deutſchen Oſtens verſagte,
die von den Truppen des ruſſiſchen Zarismus nach einem von
langer Hand vorbereiteten Plan überfielen und verwüſtet wor-
den waren. Es hat aber anerkannt, daß der ruſſiſche Ueber
fall nach formellen Völkerrecht anders zu beurteilen war, als
der Einfall in Belgien, und deshalb von einer Erſatzforderung
ſeinerſeits Abſtand genommen. Wenn nunmehr die alliierten
und aſſoziierten Regierungen die Auffaſſung vertreten ſollten,
daß für jede völkerrechtswidrige Handlung, die im Hriege be-
gangen worden iſt, Schadenerſatz geſchuldet wird, ſo will die
deutſche Delegation die grundſätzliche Richtigkeit dieſes Stand-
punktes nicht beſtreiten. Sie macht aber darauf aufmerkſam,
daß dann auch Deutſchland eine erhebliche Scha-
densrechnung aufzuſtellen hat und daß die Erſatz
ver pflichtungen ſeiner Gegner, insbeſonders gegenüber der durch
die völkerrechtswidrige Hungerblockade negeſchädigten deutſchen Zivil bevölkerung ſi
nicht auf die Zeit beſchränken, wo der Krieg noch beiderſeits
geführt wurde, ſondern ganz beſonders auch für die Zeit zu
treffen, wo es nur noch eine Kriegführung der alliierten und
aſſoziierten Mächte gegen das freiwillig wehrlos gewordene
Deutſchland gab. Jedenfalls entfernt ſich die Auffaſſung der
alliierten und aſſoziierten Regierungen von der Vereinbarung,
die Deutſchland vor Abſchluß des Waffenſtillſtandes getroffen
hatte. Sie läßt eine endloſe Reihe von Streitfällen am Hori-
zont r r emporſteigen und könnte zu
einer praktiſchen Löſung nur durch eine

unparteiiſche internationale Schiedsgerichtsbarkeit
gebracht werden, eine Schiedsgerichtsbarkeit, wie ſie im Artikel
13, Abſatz 2, des Entwurfs der Friedensbedingungen vorgeſchen
iſt. Dieſer Abſatz beſtimmt: „Zu den Fragen, die im a
meinen eine ſchiedsgerichtliche Löſung zulaſſen, gehören die
Streitfragen über die Auslegung eines Vertrages, über alle
Punkte des internationalen Rechtes, über das Veſtehen jeder
Tatſache, deren Eintreten die Verletzung einer internationalen
a würde, oder über die Ausdehnung unddie Art der Wiedergutmachung, die im Falle einer ſolchen Ver
letzung zu leiſten wäre Der Präſident erklärt, daß der
Krieg nicht mit einem Racheakt irgendwelcher Art beendet
werden ſolle, daß keine Nation, kein Volk beraubt oder beſtraft
werden foue, daß die unverantwortlichen Herrſcher eines Landes
ihrerſeits ein ſchweres und verabſcheuungswürdiges Unrecht be
ganzen haben. Die deutſche Delegation beruft ſich nicht auf
53 oder ähnliche Zuſagen, um ſich hierbei irgendwie völker-
echtlichen Verpflichtungen zu entziehen. Aber ſie fühlt ſich

berechtigt, an ſie zu erinnern, wenn man dem deutſchen Volke
die Verantwortung für den Ausbruch des Krieges und die
aftbarkeit für die re auferlegen will.guhr machen Eure Exzellenz geltend, daß die alliierten

und aſſoziierten Mächte das Recht haben, Deutſchland nach den
ſelben Metheden zu behandeln, die es beim Frankfurter Frieden
und beim Frieden von BreſtLitowſk ſeinerzeit angewandt habe.
Die deutſche Delegation unterläßt es vorläufig, zu prüfen, in
wiefern ſich jene beiden Friedensſchlüſſe von dem heute vor
liegenden Friedensentwurf unterſcheiden, denn für die alliierten

Die alliierten und aſſoziierten
abgelehnt, ſich einen ltfriede
Muſter z nehmen. Das
antwortlichkeit für den Aus des Krieges auf f
hat, kann mit Recht verlangen, daß ihm ſeine
teilen, aus welchen Gründen und mit welchen B
ſie ſeine Schuld an allen und Leiden dieſes zzur Unterlage der Friedensbedingungen machen. kann
daher nicht mit der Bemerkung abſpeiſen laſſen, von
alliierten und aſſoziierten Regierungen durch beſondere Kom
miſſionen in der Frage der Verantwortlichkeit geſammelte
Veerial ſei eine innere Angelegenheit dieſer Regierungen.

ieſe Lebensfrage des deutſchen Volkes
muß in aller Oeffentlichkeit erörtert werden. Methoden der
Geheimdiplomatie ſind hierbei nicht am Platze. Die
d Regierung behält ſich vor, auf die Angelegenheit zurück
zukommen.

Genehmigen Sie, Herr Präſident, den Ausdruck meiner aus
gezeichneten Hochachtung.

(gezeichnet): Brockdorff-Rantzau.“

Vorbereitungen zum Einmarſch.
Aus dem beſetzten Gebiete wird dem Lok.-Anz. gemeldet:

Die feindlichen Beſatzungstruppen betreiben in den letzten
Tagen gewaltige Vorbereitungen für den Fall eines Ein
marſches in das nichtbeſetzte Deutſchland. Das
Blatt meint jedoch: Zum großen Teil handelt es ſich um
Bluffs, um Dentſchland einzuſchüchtern und für die Unter
zeichnung des Friedensvertrages geneigt zu machen. (2)

Uns ſcheint, daß durchaus kein Grund beſteht, die Vor
bereitungen der Ententetruppen zum Vormarſch als bloßen
„Bluff“ anzuſehen. Aber freilich, die nationaliſtiſchen Hetzer,
die das deutſche Volk am liebſten in einen neuen Krieg treiben
möchten, müſſen ja die Dinge, wie ſie ihnen in den Kram
paſſen, mit gewiſſenloſer Leichtfertigkeit darſtellen.

Amſterdam, 26. Mai. (W. T. B.) Der Niederländiſchen
TelegräphenAgentur wird aus Eindhoven gemeldet, daß die
belgiſche Grenze geſchloſſen iſt. Niemand darf Belgien ver-
laſſen. Jm Zuſammenhang mit dem Ablauf des der deutſchen
Delegation bewilligten Termins am 29. Mai wurden alle Mili-
tärurlaube rückgängig gemacht und allgemeine Mobil-
machung angeordnet.

Verſammlungsfreiheit in Groß Berlin.
Jn Berlin herrſcht der Belagerungszuſtand. Er wird in der

gehäſſigſten Form behandelt. Verſammlungen werden unter
Androhung von Waffengewalt auseinandergeſprengt. Noske-
garden feiern dabei ihre Triumphe. Vorige Woche wurden in
Schöneberg Verſammlungen auseinandergejagt, in denen
Hauptmann von Beerfelde gegen die Regierungs-
politik ſprechen wollte. Laſtautos mit Maſchinengewehren wur
den aufgefahren.

Am Sonntag wollte er in der Philharmonie einen Vortrag
halten. Noskegarden ſperrken den Beſuchern den Ein
gang zum Verſammlungslokal. Die Menge zog unter Hoch-
rufen auf die Jnternationale und Herrn von Beerfelde in der
Richtung nach dem Potsdamer Platz. Die „Ordnung“ wurde
nicht geſtört, obwohl es an herausfordernder Schießerei und
taktloſem Verhalten der Offiziere nicht fehlte.

Ein lächerliches Gebaren.
Bürgerliche Blätter bringen einen Erlaß des Gouver-

neurs aus Thorn, in dem dieſer, „um der Beunruhigung
unter der deutſchen Bevölkerung entgegenzutreten“, kuntgibt:

„Die Feſtung Thorn iſt gegen alle AngriffeP gert. Sie iſt und bleibt ffeſt in deutſcher
and.
Der Gouverneur, ein Generalleutnant Freper, weiß natür

lich, daß er gegenüber dem Machtgebot der Entente nichts aus-
richten kann. Aber der Erlaß iſt ein Beweis, wie ſelbſt-
herrlich die Generale auftreten. Thorn bleibt feſt in deut
ſcher Hand. Friedensbedingungen hin, Friedensbedingungen
her. Konnten, ſo ſagen ſich die Herren, wir uns auch im
Kriege gegen die Entente nicht behaupten, ſo gibt er uns doch
die Gelegenheit, das revolutionäre Deutſchland zu bekriegen.
Beſiegen werden ſie allerdings auch dieſes nicht, trotz Noske-
garden und Edenhotel.

Sie wittern Morgenluft!
Die Hauptgeſchäftsſtelle der Deutſchnationalen

Volkspartei verbreitete am 14. Mai ein Rundſchreiben,
dem wir nach der Demokratiſchen Parteikorreſpondenz folgende
Sätze entnehmen:

„Die Bekanntgabe der Friedensbedingungen hat nieder
ſchmetternd auf alle Deutſchen gewirkt. Dieſe Situation muß
von uns unbedingt agitatoriſch ausgenutzt werden.“

Man kann ſich ſchon denken, wie dieſe alldeutſchen Aas
geier die „Situation“ (die ſie vor allem mitſchaffen halfen!)
„agitatoriſch ausnutzen“ werden. Nur ſie ſich geſagt
ſein laſſen, daß die deutſche Arbeiterſchaft diesmal auf ihren
faulen nationaliſtiſchen Köder nicht wieder anbeißen wird. Sie
wird dieſer Schmarotzergeſellſchaft, die ſich täglich frecher bläht,
zu gegebener Zeit ſchon noch zeigen, daß ſie ausgeſpielt hat!

Wirtſchaftspläne des Reichswirtſchafts-
miniſteriums.

Jn der Voſſiſchen Zeitung wird unter der Ueberſchrift Das
Programm deutſcher Gemeinwirtſchaft eine „Eingabe des
Reichswirtſchaftsminiſteriums“ auszugsweiſe beſpröchen. Leider
läßt ſich aus dem in der Beſprechung Wiedergegebenen ein
reifbares Bild über die Pläne des Reichswirtſchaftsmini-
teriums nicht gewinnen, um ſo weniger, als darin gerade der
u Aufbau der künftigen Wirtſchaft nur ſtark
zuſammengefaßt erwähnt iſt. Z. B.:

„Die Räteorganiſation iſt ſofort durch ein be-
n Reichsgeſetz, noch vor Verabſchiedung der Ver
aſſung, ins Leben zu rufen. Jhr Kernſtück ſoll die fachliche

Organiſation ſein, die von den aus den 43 ruppen der Ar
beits gemeinſchaft zu entwickelnden Wirtſchafteverbänden zu
rechts und geſchäftsfähigen Wirtſchaftszweckverbänden hinab
ſteigen. Aufgabe dieſer fachlichen Organiſation ſoll ſein, die
Wirtſchaft auf ihren Fachgebieten nach den von der Reichsgeſetzgebung aufgzuſtellenden Grundſätzen zu leiten. Dieſe Faggſtellen
und die uſemmengefaßten Arbeitnehmer- und Arbeitgeberräte

beſchicken gemeinſam den Reichswirtſchaftsrat als oberſtes
Organ der deutſchen Gemeinwirtſchaft. Die Organiſation des
Reichswirtſchaftsrates iſt ſtreng paritätiſch gedacht. Der Ge-
ſamtheit der Arbeitnehmer ſollen mithin hinſichtlich der gemein
wirtſchaftlichen Beeinfluſſung der Wirtſchaftsvorgänge die glei
chen Rechte und damit auch die gleichen Verantwortlichkeiten

iſtehen, wie dem Unternehmertum. Reichswirtſchaftsratſlen auch Vertreter des Handels und Vertreter der Ver
raucher ſitzen“.
Beſonders klar ift dieſe Darſtellung auch nicht. Wirklicherl Einblig lagt ſich erſt getinnen, wenn die „Eingabe“ im Wort

laut

rt
und der Rei

Aemter mit Männern „einheitlicher Anſ beſetzt
liti Richtlinien, die von dieſem,e a chuß r Miniſterieneben werden, ſind überall zu befolgen, r nicht das ge

t n ſt rtinder die Neuen s„Die lifierung da“, verkünde rgaſere Bäg e nlaß der e hReiche Was man hier ſieht, hat mit Sozialiſierung verflizt
wenig gemein. Doch warten wir zunächſt einmal den Bar

r in einer zwanzig Seiten n Denkſchrift
niedergelegten Wirtſchaftspläne des Rei wirtſchaftsmini
ſteriums ab.

Ocutſcher Sozialiſtentag.
Die Zentralſtelle für Einigung erläßt folgenden Aufruf an

die Genoſſen: Ein 0Ueber die Notwendigkeit der gung genug geredet.
Laßt uns handeln Vom 231. Juni an findet in Berlin ein
Sozialiſtenkngreß aller ſozialiſtiſchen Parteien ſtatt.
Dort muß die Einigkeit geſchmiedet werden. Jede Stadt. jeder
Kreis, muß Delegierte ſenden! Näheres in einigen Tagen
Seid bereit! Zuſchriften ſind zu richten an das reß
hureau des Deutſchen Sozialiſtentages, Berlin W. 66, r
wallſtraße 1.

Die ParteileitungderUnabhängigen Sozialn Partei erklärt zu der beabſichtigten
Einberufung dieſes ne auf wiederholte An
ragen von Parteigenoſſen,de die Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei mit dieſer

Zentralſtelle nichts zu tun hat. Die Parteileitung der Unab
hängigen Sozialdemokratiſchen Partei hat es als ihre wichtigſte
Aufgabe betrachtet, die Geſchloſſenheit des Proletariats für die
großen Kämpfe, die es in dieſen revolutionären Zeiten durch
zufechten hat und die ihm noch bevorſtehen, herzuſtellen und zu

beſtigen.i em Vege, dendie gentrale für Einigung
einſchlägt, kann das Ziel nicht erreicht werden.

Nicht von oben herab durch künſtliche Einigungsverſuche, ſon
dern lediglich aus der Erkenntnis der Maſfen
ſelbſt, daß die Kriegspolitik der Rechtsſoziga
liſten und die von ihr jetzt betriebene Gewalt-
herrſchaft verderbenbringend für die Ar
beiterklaſſe ſind,
Proletarier entſtehen.

kann ein wirkſamer Bund aller

Die Einigkeit kann, das haben die letzten ſechs Monate in
erhöhtem Maße bewieſen, ſich nur vollziehen, wenn das
Proletariat eine einheitliche Grundlage für
fein Handeln findet. Soll das Proletariat ſeine hiſtoriſche
Aufgabe erfüllen, ſoll es nicht bloß zun. Schleppenträger der
Bourgeoiſie werden und um alle
trogen werden, ſo muß es ſich ſammeln

unter dem Banner des revolutionären internatisnalen

üchte der Revolution be

Das haben die Maſſen immer mehr erkannt und ſtrömen
deshalb der Unabhängigen Sozial demokratiſchen
Partei zu, die die Grundſätze des internationalen prole
tariſchen Sozialismus während der Kriegszeit und bis heute
allen Verfolgungen zum Vrozt vertreten hat. Nichts kann des
halb die Einigkeit des Proletariats mehr fördern und be
ſchleunigen, als der Eintritt aller noch der Unab
hängigen Sozial demokratiſchen Partei fernſtehenden, wenn auch innerlich mit ihr fühlen
den Proletarier in dieſe Partei.

Ueber die Einigung iſt in der Tat genug geredet. Es gilt

zu handeln.hängigen Sozialdemokratiſchen Partei. Dann iſt die Macht des
Proletariats ſo groß, daß es alle reaktionären Gewalten über
winden wird.“t Die Parteileitung

Tretet ein in die Organiſation der Unab-

der Unabhängigen Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands.

Patriotenrummel und Scheidemann-
Regierung.

In der neueſten Nummer der Zukunft ſchreibt Maximilian

Harden:„Die Bourgeoiſie zittert vor dem Geſpenſt des Bolſchewis
mus, vor Kommuniſtenverſuch, fürchtet, der harte Friede werde
ihr noch höhere Steuern (bis zu 60 Prozent der höchſten Ein
künfte will man ſchon jetzt gehen) aufbürden und zugleich die
Profitgelegenheit ſchmälern; und
neuenwie dem Schlauch des Aiolos entwin
wirbeln, was ihr in den „Errungenſchaften der RevolutionJ

m r e Ziny der Macht
i

Einvernehmen mit dieſer Bourg
zialdemokratie, die, c ſie auf der
thront, alle ein Menſchenalter l hißt

r

en
verleugnet, und der deshalb die eiter in aren
den „Unabhängigen“ entliefen, hat denſelben Wunſch: N
nalismus ſoll ſie (die auf ihre Jnternatisnale ſo ſtolz trumpf
ten) von Kommunismus bewahren, ſoll die Lawine eden Anhang der alten, ehrlichen Viarzi der nun gen,
verſchüttet und ſoll eine Volkserregung ſchaffen, die erlaubt,noch länger, noch recht lange mit den brutalen Mitteln des Be

lagerungszuſtandes und der Maſ h ſich in einträg
licher, der Eitelkeit ſchmeichelnder Machtſtellung zu halten. t
wenige ſcheinen, kaum mehr als ein Häuflein, zu ahnen, wie
weit voran wir ſ in der Gegenredolution ſind. Nicht
einmal der Vorſtoß in ehrliche Demokratie iſt gelungen. Euro
päismus, das Kriegsgziel der Geiſtigen, neu verpönt. Schugha
und Standrecht, und Paraden, Achſelſtücke und S
rit Abſperrung und Monocle: alles iſt wieder da. All
eutſchland in den alten, bewährten Händen

Wer aus dem Verfahren gegen die der Ermordung
und der Frau
aus den Berichten über Münchens und Leipzigs wehen
Schrecken noch nicht gelernt hat, lernt's nimmermehr. W
aber bald ſpüren, daß hier ſchlimmere Gefahr
als aus einem raſch zu beſſernden Buch unzulän
nationalen Arbeiterrechtes. Und die erkünſtelte

anreift
T n interobſ

in
vgt. vie

den Vertragsentwurf umbrüllt, ſoll, manchem Brüller wird ed
einſt offenbar, da Schwert der Gegenrevoluticn

hofft, der Wind eines
ationalismus, der ſich den Empörungsmeetings

ſoll, werde alles weg

rundſähe n

iebkrlechts
uxemburgt Offiziere und Söldner,

h
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e h ne a an Gründeie panzerten Herzen der Frankfurter Volksſthe z 119 des Volksblattes), die neulich die Rich ter
hnung des Friedensvertrages forderten, obgleich ſiealen Aree z nei zen, führen ihre Kampa r dieſe rn lungsitik unter utenſchag und Beckengeraſſel len
ges fort. Statt ernſter Unterſuchung der Tatſachen wird
Leſern folgende überſtiegene Nebelei geboten

h e t ob er regr ſagteeiben oder o rn unterſchreiben. nur,ſich das Schickſal des deutſchen Volkes ledig c raurig
r ob es ſich tragiſch vollziehen ſoll. Man unterſcheidet in
Kunſt zwiſchen dem, was nur „traurig“, und dem, was

agiſch“ iſt. Das Traurige wird zum n wenn esh äußerſtem Kampf über den Menſchen hereinbrich

das Traurige rührt, das Tragiſche erſchüttert.
das Traurige erweckt bei kalten Naturen gleichgültigen
ott, bei feinfühligen Seelen Mitleid.
)as Tragiſche zwingt ſelbſt rohe Geiſter zu Ernſt und Auf-
kſamkeit, es erweckt bei edlen Gemütern Bewunderung.
sir haben die Wahl, ob wir in einer allgemeinen Landes-
uer erbärmlich dahinſiechen ſollen oder jn einer das Menſch

wachrüttelnden Volkstragödie, ſelbſt' wenn
darüber zugrunde gepen, der Menſchheit helfen, den

en des Kapitals zu ſtürzen.
der einzelne muß, wenn es nottut, der Nation, die Nation
Menſ v it geopfert werden.

Lenn wir nicht unterſchreiben, ſo werden wir wahrſchein
h gerettet werden, denn, ehe wir vollends zugrunde ge-
gen ſind, wird vermutlich das Kampflied der Jnternatio-
e unwiderſtehlich durch Paris und London hallen:
ſt la lutte finalel (Auf zum letzten Gefecht!l)
Lenn wir untergehen, kann aus dem vernichteten Deutſch
d beſtimmt niemand Geld, Schiffe, Kohlen und dergleichen

hr herausſchlagen. n ä würde vollends die
desſtunde des Welt-Kapitalismus einläuten.
Lenn wir untergehen, nachdem wir nicht unterſchrieben
en, dann erleben wir in unſeren letzten Tagen „das große
antiſche Schickſal, welches den Menſchen erhebt, wenn es den
nſchen zermalmt“.
Zachlich braucht man ſich mit dieſem hyſteriſchen Gekreiſch

„Stahlharten“ nicht mehr auseinanderzuſetzen. Aber die
ankfurter „Vegründung“ verdient denn doch, aufgehoben zu
rden. Sie iſt ein Muſterbeiſpiel für eine angeblich ſozia-
iſche Politik, die völlig auf dem Niveau der ſchönen Gefühle
d hohlen Geſten angelangt iſt.

Was unter Scheidemann möglich iſt.
ſechtsanwalt Schücking Dortmund teilt dem Vorwärts mit:

„Trotz der Revolution und des neuen Verfaſſungsrechtes hat
»as Kriegsminiſter ium das Heroldsamt über-
iommen und ſtellt den Adel von Reſerveoffizieren
eſt.“
Der Vorwärts erwartet, daß der „Reichswehrminiſter“

ſem Unfug ſofort ein Ende macht. Ob er ſich nicht irrt?
e hätte denn ſonſt dieſer Unfug ſechs Monate nach der Revo
ion noch dauern können?

Sozialiſtiſche Wahlerfolge in Holland.
Tus Amſteddam wird uns geſchrieben: Die holländiſchen
mmunalwahlen nahmen bisher für die Sozialdemokratie
en glänzenden Verlauf. Jn Rotterdam erhielten wir 19
a 45 Sitzen und erhöhten gegen die Provinzialwahlen vom
ärz unſere Stimmenzahl von 83 450 auf 87 870. Jm z
nde iſt ein ähnlicher Fortſchritt zu verzeichnen. Offenbar
t die klerikale Regierungshetze gegen uns im Anſchluß an
n mißlungenen revolutionären Verſuch in den November-
a vollſtändig ihren Einfluß auf die Bevölkerung verloren,

nun geht es wieder mit Volldampf vorwärts. Nächſte
oche wählen Amſterdam und Haag.

Aus der Partei.
Die Flucht aus dem Lager der Rechtsſozialiſten.
Während die U. S. P. ihre Mitgliederzahl von Tag zu Tag
rmehrt, iſt die Partei, die ſich immer noch mit Vorliebe
Kehrheitsſozialiſtiſche Partei“ nennt, ärgſtem Siechtum ver

t.

Reiche die Mitglieder davon.Je t a S rer re reAnbeinanderſernngen Ser ereinskaſſierer atte i r R
letzter Zeit ſehr viele Mitglieder ausgetreten ſeien, imMonat allein 400. Die U. S. P. wachſe zuſehends, und T

verfehlt, vor dieſen Erſcheinungen den Kopf in den Sand zu
ſtecken. Ueberall zeige es ſich deutlich daß der Zug der Maſſen
nach links gehe und dem müſſe die Organiſation Rechnung
tragen. In der Ausſprache wurde ſcharfe Kritik geübt ſowohl
an der Kriegspolitik, als an der Kompromiſſelei mit den Bür
gerlichen ſowie an der Beteiligung an den nationaliſtiſchen
Kundgebungen und an der neuen Kriegshetze. Ueber den preußi
ſchen Juſtizminiſter Heine meinte ein Redner, der einen
ſeiner letzten Vorträge gehört hatte, Heine ſei nicht wert,
Sozialdemokrat zu heißen. Es ſei eine Schande ge-
weſen, wie er den Bürgerlichen den Rücken geſteift habe.Das alles zeigt, daß nicht nur die Arbeiter den rechtsſogia

liſtiſchen Organiſationen in hellen Haufen davonlaufen, ſondern
daß auch die in der Partei noch Verbliebenen von Tag zu Tag
unzufriedener werden mit der antiſozialiſtiſchen Politik der
S. P. D. Eines Tages werden auch ſie einen Trennungsſtrich

zwiſchen ſich und der dem Zerfall geweihten rechtsſozialiſtiſchen
Partei gezogen haben. Jn der Pfingſtwoche findet in Weimar
der Parteitag der Rechtsſozialiſten ſtatt. Zeigen auch die An
träge, die bisher zu dieſer Tagung vorliegen, mehr eine Wort-
als Gedankenfülle, ſo drücken ſie dennoch ebenfalls die große
Unzufriedenheit der Mitglieder mit dem verräteriſchen Ver
halten der Führer aus, und man darf geſpannt ſein, ob und
inwieweit ſich die Partei zu ihrer eigenen Rettung nach links
orientiert.

Wir marſchieren!
Auf der Parteikonferenz am 11. Mai in Berlin gab der Vor

ſtand der Unabhängigen Sozialdemokratie u. a. auch eine
Ueberſicht über den Stand der Organiſation und der
Bewegung im allgemeinen; ſie lautet überaus günſtig. Nicht
nur in einzelnen Städten, ſondern in allen Bezirken Deutſch
lands iſt der Zuſtrom zur Partei noch ſtärker als im November.
Jn manchen Bezirken iſt es rein techniſch unmöglich, den ſich
zum Eintritt Meldenden die Mitgliedsbücher auszuſtellen. Der
Organiſationsrahmen muß weiter geſpannt und die Zahl der
mit den Organiſationsarbeiten betrauten Genoſſen muß be-
deutend vermehrt werden. Jn München z. B. muſtert unſre
Partei über 10000 Mitglieder. Wann hätte dort die alte
Partei je einen ſolchen Aufſchwung zu verzeichnen gehabt?

Auch die Preſſe nimmt an dem rieſigen Aufſchwung teil.
Nicht nur hat ſich die Zahl unſerer Parteiblätter ſeit dem Aus
bruch der Revolution faſt vervierfacht, auch ihre Abonnente
zahl ſteigt außerordentlich ſchnell. An der Spitze ſteht di
Freiheit mit 180000 Abonnenten, ein gewiß guter
Erfolg nach erſt halbjährigem Beſtehen. Der Vorwärts
kann mitteilen, um wieviel ihn die Freiheit an Abonnenten
überholt hat.

Bedenkt man die Schwierigkeiten, die gerade der Agitation
unſrer Partei gemacht werden, ſo muß der Erfolg, in ſo kurzer
Zeit erreicht, als äußerft gut bezeichnet werden. Dies wird die
Genoſſen aber erſt recht veranlaſſen, lebhaft für die Mit-
glieder- und Abonnentenwerbungtätig zu ſein,
um das Proletariat Deutſchlands recht bald unter der Sturm-
fahne des revolutionären Sozialismus zu vereinigen, damit es
den Sieg erxingen und die Geſellſchaft der Freien und Gleichen
errichten kann.

Austritt aus der Sozialdemokratiſchen Partei. Die Mün-
chener Gemeindebevollmächtigten Gaßner,
des Zentralverbandes der Bäckergehilfen, und Scheid, der
zeitwéilige Regierungskommiſſar beim Generalkommando in
München, erklärten ihren Austritt aus der ſozialdemokratiſchen
Partei. Scheid iſt der Unabhängigen Sozialdemokratiſchen
Partei beigetreten.

Verantworttich für Politik und Varteinachrichten: Kari Bock; für Halle
und Saalkreis und für Aus der Provinz: Gottlieb Kaeparek; für Anzeigen:
Hermann Schade; Verlag Volksdlact G. m. d. H.; Druck: Halleſche Genoſſen
ſchaftsbuchdruckerei, G. m. d. H., ſämtlich m Halle.

Vorſitzender

Allerlei.
Was alles zu „Lebensmitteln“ verarbeitet wird.

Bei der Aufdeckung von mittelſchiebungen in Berlin, bei
der u. a. 600 Zentner Grüße und 6 Säcke Zucker den

Schleichhandelskanälen entzogen wurden, fand man auch eine
Menge geſatzenes Pferdefleiſch Blutwurſtkonſerven und Leber,v braven Gäulen, die ſchon vor zwei Jahren an der Front den
Veldentos erlitten hatten und in dieſe Fäſſer verpackt worden
waren. Ueber die Qualität dieſer Ware, die kaum tierärztlich
unterſucht ſein wird, kann ſich jeder ſelbſt ein Bild machen. Nicht
beſſer ſind die Schwänze diverſer Tiere, die aus Gerpereien ge
liefert ſind, alſo wohl ſchon im Kalk gelegen haben. Dieſes Zeug
wird nun noch mit Dörrgemüſe und Gemüſemehl vermiſcht und
ergibt unter Beigabe von Rinderkram und Grütze eine ſogenannte
„Blutwurſtkonſerve“, die den oberſchleſiſchen Jnduſtriearbeitern
als Nahrung dienen ſollte. Angeblich ſollte auch der Zucker in
dieſen Konſerven Verwendung finden. Es kann den Fachleuten

bleiben, die Glaubwürdigkeit dieſer Angabe zu beurteilen.
Abgeſehen von dieſem Material, mit dem man wohl Schweine
aber keine Menſchen ernährt, befanden ſich unter den „Beſtänden
große Mengen reines Pferde und Rinderfett, das zur Aufbewahrung
in die Kühlhallen gebracht wurde. Es befinden ſich etwa 24 Faß
reines Rinderfett, aus Rindermarkknochen ausgekocht, darunter,
außerdem eine große Zahl Pferdeviertel.

Wieviels Schiffe hat Deutſchland noch
it der Abreiſe des Dampfers Jmperator der Hamburg

AmerikaLinie und der beiden Südamerikadampfer Finiſterra
und Cap Polonio der Hamburg Süd amerikaniſchen Dampf-
ſchiffahrts geſellſchaft hat Deutſchland weitere, und zwar die
ſchönſten und größten Schiffe ſeiner ehedem ſo ſtolzen Handels-
flotte hergeben müſſen. Die Ausreiſe dieſer Schiffe veranlaßt
zu der Frage, wieviel Schiffsraum uns zurzeit noch verfügbar
iſt. An die Entente verchartert haben wir 2 842 099 Tonnen,
die uns hierfür monatlich 99,4 Millionen Mark zahlt. Es ver
bleiben uns alſo zurzeit noch 991 409 Tonnen. Da die Blockade
aber zurzeit noch weiter beſteht, kann dieſer Schiffsraum wenig
oder doch nur ſehr beſchränkt ausgenutzt werden. Vor dem
Kriege wurde der geſamte deutſche Schiffsraum auf 5,5 Millio-
nen BruttoRegiſtertonnen, d. i. rund gerechnet 8 Millionen
Tonnen Tragfähigkeit, geſchätzt. Zurzeit ſind 10909 deutſche
Seeleute brotlos. Jn Amerika wurden im letzten
8 599 999 Tonnen gebaut und damit über die Hälfte der Ge
ſamterzeugung der Welt beſtritten. Unermüdlich bleibt Nord-
amerika an der Arbeit. Schon verfügt es auf gef. Js land bei
Philadephia über die größte Schiffswerft der Welt, im Jahre
1819 hofft es beſtimmt, fünfmal ſo viel Tonnen vom Stapel zu
laſſen, als England erbaut, und rechnet für das Jahr 1920 mit
der Rieſenſumme von 25 Millionen Tonnen Handelsfrachtraum,

egenüber kaum 3 Millionen Tonnen vor dem Kriege! Außer
Frunkreich, das fortwährend mit ſeinen Schiffsbauten geſunken
iſt, haben auch die übrigen Ententeländer eine Höchſtleiſtun
im Schiffsbau für das Jahr 1918 aufzuweiſen. Japan hat ſi
mit einer Bauleiſtung von Million gegen 1915 verzehnfacht.Jtalien iſt mit 60 099 Tonnen auf dem Höhepunkt ſeiner bis

herigen Leiſtungsfähigkeit angelangt. Das ſind für Deutſch
land, das einſt an zweiter Stelle der Seehandelsnationen ſtand,
trübe Ausſichten, wenn im Juni der Weltſchiffahrtsverkehr
wieder in vollem Umfang aufgenommen werden wird. Dennoch
zeigt das Beiſpiel der Vereinigten Staaten, daß auch auf
dieſem Gebiet ein zielbewußter Wille in kurzer Zeit manches
zu ändern vermag. Die Friedensbedingungen machen auch
hier jede Hoffnung zuſchanden.

Jm Voſtflugzeug Berlin Konſtanz. Ein Poſtflugzeug der
Deutſchen Luftreederei legte am 25./ Mai den Flug von Berlin
nach Konſtanz mit zwei Paſſagieren in vier Stunden und
fünf Minuten zurück.

Exsloſionen. Ein Munitionsdepot, das von den Deutſchen am
Bahnhofe von Deudreſing bei Saarburg zurückgelaſſen worden
war, explodierte am Freitag nachmittag. Die Baulichkeiten der
Umgebung wurden ſtark beſchädigt, einige Perſonen ſchwer verletzt.
Man glaubt, daß die Exploſion durch Selbſtentzündung des Pulvers
hervorgerufen wurde.

Jn der Fabrik für Heizungsanlagen von Rudolf Otto Meier in
der Pappelallee in Hamburg explodierte in der Maſchinen
ſchloſſerei aus unbekannter Urſache eine große Sauerſtoffbombe;
2 Leute wurden getötet, 6 ſchwer und 6leichtverletzt.
Ein erheblicher Teil des Gebäudes wurde ſchwer beſchädigt.

Handschuhe.
3 neue Muster,Damen-Handschuhe Damenstrümpfe 16* ine Dntorröcko 33 lotiravon e
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ohne Pinger Fear r Damenstrümpfe 17 50 in Wolle und Baumwolle 50. Kieler Knoten 7 5 r

Damen-Handschuhe Fior, echuere, Doppelsobie Paar Seiden- Unterröcke 7 5 Kinder- Garnituren
alblang, schwarz, mit Finger, Paar schwarz und farbig 185. bis unDamen- Hand h h 45 Damenstrüm pfe pel- 18 Korsetts in vielen Stoffen und 7 e in

schune r Formen 66 bis Perlbeutel ca 1350weiss, porös e Paar
Damen-Handschuhe

farbig, durchbrochen Paar

Damen-Handschuhe
glatt, Seide, weies u. sohwarz, Paar

Damen-Handschuhe
Seide, glatt u. porös, weiss, schwarz

und farbig o Paar
Leder-Handschuhe
für Damen und Herren.

27

Flor,
farben

Strümpfe.

Damenstrümpfe 2
Flor, mit durchbrochenem Zwieokel
und Wollsoble e Paar

504 Damenstrümpfe leder- 247
Paar

507 Damenstrümpfe
T

Kinder-Söckechen und -Strümpfe,

Herren Socken.

Brummer s Ben
Große Ulrichstraße 2223

empfehlen in grosser Auswahl sehr preiswert:
Unterröcke, Korsotts etc. Weißwaren usv.

emden, in Flanell und Perkal, Kragen,
hetten, Rosenträger, Socke ter.

Krawatten und Binder
in schwarz und kfarbig.

26- u

jamin

Hüfthalter „auen, u Seid. Beutel u. Taschen
Damast, mit Haltern

Reform-Hosen, Schlupf-Hosen,
Damen- und Kinder-Schürzen.

Spitzen-Schals er
elfenbein, hellblau, ross 82. bis

alle Formen und Farben
69. bis 1950

a 228Broschen et 35
Halsketten v 150
Haarspangen ſem, ſen 145

Seitenkämme 275

21-



ihn in
l

ung u Rattwannsderf. S
n TTTIUm zahlreiche Be v n t

reilisrng aller Sin Mitglieder und deren
Bei ungünſtiger Witterung ſudet der r nicht ſtatt.
o

]]]7-=Ü-ÜJ„Z„;„ e e n

II
Ortsgruppoe Malle.

Zutritt nurHalle a d. S. den M. Mai 1019.

e nvon Mittein 4200 000 MR.) zu Nenanſchafungen und Veränderungen

Müugheder müſſen dis 31. Mai ſchriftlich bein Vorßand eingareicht ſein
Wügliedern geſtattet.

hellecche Eeletzerechettr dachte 1üaht
T. E. Wober. G. Sonst

Unſere Regie vam Bimmelſchiletage ſebteaften e wen werden z dem

W vor deſwunkt:
2 r.er

Oberpollinger
(Grosser aus vali.
z

e

C Neueste Tänze. Vorzüghehe Ballmusik,

X Iwbt. IMittwoch von S U z auf mich übertragen zu wollen.

e zail.Freunden und Bekannten r

Nachricht, daß ich mein

ipReſtanrant, G. Kluusſtt. 30,

m

n wieder übernommen habe. 1341 G v Eröffn u nd S Ba l

ff. Bohnen Kaffee Eis Kaffee Schokolade.
Eis Schokolade Vanille Eis. Diverse Torte.

Hochachtungsvon P. Erfurth.

e Bernhars Slegel sen.:
t hl

Anneunderf.

t Mittwoch

Geschäfts-llebernahme c t

Einer werten Einwohnerschaft von Wansleben und
Vmngegend zur gell. Kenntnis, daß ich den

Gazthof zum Seebad
von Herrn Badstübner vorm. Bolle käuflich erworben habe
und bitte, das meinem Vorgänger geschenkte Vertrauen auch

Für gutgepflegte Weine und Blere pp. und er Zeit

NRen eingetroffen!
G geoder Von

KnabenAnzüge

v. 10 15 Jahren,
n v braunenſonſtigeni Siresr er u. anderen h auſte

ehe
Jünglings- Anzüge

in großer Auswahl ſehr preiswert. 1348

Ernst Renner,
14 Marktplatz 14.

entsprechende Speisen ist bestens gesorgt.

Himmelfahrt
von P nachmittags 3 Uhr an:

Külſchenbechachtung.

Die dies Ki der Gemeinde Wörmlitztſanuvnng der t m
Sonnabend, 31. Mai d. J.,

nachmittags 3 Uhr,
im Dutkthoff'ſchen Lokale in Wöremmlitz, Reſtaurant
zur Poſt, öffentlich meiſtbietend verpachtet werden. Be
dingungen werden im Termine bekanntgemacht.

Der Gemeindevorſteher.

*908 arWaree e „Tharinger Hof“
Arhbe its mar

h Tanzkränzchen.Verein veruſe *910 Gäzſee wilkommen.

h GHimmelfahrt: Tanzkränzchen e
Eiülehestt. v

„„Zur Zörgse GSlockenstrasse 9.
Donnerstag (Kimmoifanrt), 49 Vn rt V Sdkat-Tournier. t

Hierzu ladet ein Pausf Wohffahrt,

t. Murtin, T itterteit.
K An n ch en fell e Für ein Eiſenerzbergwerk in der Prov. Hannover

sowie alle anderen Fehe a. Reeshaare

S auſ en höoheten Tageeproises.
Paul Cunther Nuchf ma

Inhader: Loo Folteeher,

e gesucht.
Weeldungen imEisleben, Markt en

i85 Bitte um Beachtung!

Spargel! Spargel!] Arreiteamt

aur mit Kawworj
etat botei verdläend. Kinderleieht ans wehen Gegats- U. F. P. Lokal am Platze,

en Feeehötet. Fieie Danksohr. r. M.Ausereiebend für 7 T w. Gaal, Garten, iowienr eohn r. eer Postacaeekkonde Borlin 81 286 Reftaurations Lokalitäten
portetr. Zueend. urd Meorm. A. Groosoi, r zur gefl. fleißigen Benutzung

Xoaiggraeeor Straseo 49. aufs Angelegentlichſte.

ßan oder ine
Alelinvorknuft Dre
Bei Rins. v. M. 2.

Fernſpr. W2,Keine ene mehr w. Z. e Weidenfelſerktrade,
r Berg's Nicodaal l u. II un erwieſen. Halteſtelle der Fernbahnen

eit zur Krutverniehbtueg. Fitsekanntes reuommiertes

empfiehlt ſeinen geräumigen

Angenehmſter *786Millionenartitel. nie
Von jedermann gekauft, für jedes Geſchäft ge Um geneigtes Wohlwollen
eignet, ſehr leicht verkäuflich, Muſter geg. 50 Pf. bittet Druno Knoenso-

H. Hahofsky, Saalfeld a. S. Holzschunewood Bergarelter
bei billiger Verpflegung und Unterkunft und bohem Lohn Ansiohts -Postkarten

Die Vollke-Buohhanclung.

Holzpuntokkeln

dantoſtelhöizer

Sorte ß 1550 Mt. per Tun Der nächſte Transport geht am Dienstag, Jnni, ab.

eſchäſt. bei hohem Lohn ſofort geſucht.W. D rot Lebensmittel
Lucwig- -Wuokerorete, 8Tel.

wo Teleyienhge r frei Das 23 Sorhz b 583 s el e r z
Tel. wo Scuunmckerel W. Wagnge, I. wunn

Sehkeoudtee, Bahnhofstr. 2. 2916

empfiehlt

Max Friche, u
Prof. Dr. Kauffmann,

Nervenarzt, ist nach

Bruderstraße 7
(Löwenepoilheke, Markt)

Ver zogen.

KRn gros. Rn detail.

er C n verkaufen. 1386e Goſen 12. part.vaweineſtaeden

77 Ko eiten
un z z r

cm

3 äle ſah Möheltlschlerauf gute je ar Möbel,

für bdessere Bauarbveiten

Lebenegwitolxeschüäſt net aum I. Juni
tüchtiges, ſleissiges und ehrliches 918Hausmädechen, dänſelräden,

das Kochen, Nahen und alle vorkommenden Ar-
beiten in Kache und Haus selbstandig er r le Sarg
Brano Rekardt, Bönlitz-Ehrenbers b. Leipzig und agteoreiſen 333

2 Ut laden Bautlschler

wird ausgef

n i u
1351 Landsbergerſtr. 13.

Lumpen, Wolle, Reutuch

dolt auf Wunſch ab
eofort io dauerade Stellung gesweht von *914 *915 Ledwig. Sohwetaohkeetr. 14.oteinſeher T ecdeimn Eine anwaschine

L. Ravius, Seeburg.
uche für meine land

un

Brot n vie Sein meint eng
ſind m zZzaggermeister
7 T

und Köfelfädrer für M. H. 2 ebm Löffelhacher, ſowie a m

e chmied üa978 vent v mit Zeugnisadſchriſten n. Lohnanſprüchen
Ckahnlch tun tinnetumn Bulle C. e nig a

Hemdenbarohent, Arbeitsfrauen
2 futter, Zophir, u voAorwol h u davor beiS. Bitetz Teiegr. 108, 1. er.r

F

v. Schaker, s vent e

Panaarin .2, (Vieder eingetroffen
Vie wir belegen

wurden.

T. Juni 328 Die amtl. Jrreführunge ünne e e äh
vom Gewe r ch 2 8u beziehen durch die

Follsbrithandlun,.
S., ar 43/44.

n

7 2 s S 2

2

e 292



S 9

v

Ss r

S

S

r
v v

Stadtverordnetenſitzung.
Sozialdemokratiſche gegen bärgerliche Moral.

Seſtern ging es endlich an die Arbeit. Die unter ſo ſchwie
Umſtänden zuſtande gekommene neue Stadtverordneten

hatte eine T von einem halben Hun
dert kten zu erledigen. Jeder hatte ſich ſchon
auf vielſtündige Sitzung mit langen Reden und ſchweren
Kämpfen eingerichtet. Es kam anders. Die Verhandlung ging
trotz der Neulinge ziemlich glatt von ſtatten, und die
ſäte, die bei der gleichen Stärke der Bürger und Arbeiterver
tretung jeden Augenblick zu Schwierigkeiten führen konnten,
kamen nur einmal machtvoll zum Durchbruch. Jm übrigen
war es das Zeichen dieſer Sitzung, daß faſt alle Beſchlüſſe
einſtimmig gefaßt wurden.

Die erſten Angelegenheizen, Wahlen von Mitgliedern in De
putationen und Verwaltungsausſchüſſe, offenbarten uns wieder
die ganze Jämmerlichkeit der ſogenannten Revolution, die wir
hinter uns haben. Die preußiſche Regierung der erſten Revo
Iutionsmonate hat es, trotzdem ſie rein ſozialiſtiſch war, nicht
fertiggebracht, die reaktionären Einrichtungen innerhalb der
Verwaltung der Städte zu überwinden. Nicht genug, daß der
Magiſtrat nochimalten Glanze und in voller Würde
an der Spitze der ſtädtiſchen Verwaltung prangt, auch ſeine
Mitarbeiter, die Deputationen, zeigen noch das alte Bild rück
ſtändiger Zuſammenſetzung. Es wurden nun zwar geſtern
etnige Stadtverordnete als neue Leute hineingewählt, aber die
rückſchrittliche Mehrheit iſt durch die Bürgervertretung von
früher, die man noch nicht hinauswählen konnte, unberührt.
Von der Selbſtverwaltung ſind wir noch immer weit
entfernt.

In dieſem Zuſammenhang hätte es uns geſtern ſehr gut ge
paßt, die von den Rückſchrittlern verlangte Ausſprache
über den Ar b eiterrat und ſeine Tätigkeit. herbeizufüh-
ren. Die bürgerlichen Demokraten hatten auch alles ſchon groß
Sag auf einen Kampf zugeſchnitten. Jhr Monitor, die Saale

eitung, hatte mit ſchwerem Geſchütz vorgearbeitet, indem ſie
allen Stadtverordneten den Abdruck einer gegen die Arbeiterräte
gerichteten Miniſterialentſcheidung auf den Tiſch legen ließ.
Aber ſo klug alles vorbereitet war, es kam doch noch nicht zum
Aeußerſten, der Magiſtrat war noch nicht in der Lage, zu der
Anfrage Stellung zu nehmen. da er einen in dieſer Angelegen-
heit aus Berlin erwarteten Beſcheid noch nicht erhalten hatte.
So blieb dieſe angemeldete Schlacht ungeſchlagen.

Jedoch ſchon am vächſten Tagesordnungspunkt entlud ſich die
Kampfſtimmung. Der Nagiſtrat hatte vorgeſchlagen, einen
Hilfsfonds von 500 000 Mk. zu bilden, aus welchem für
Plünd,erungsſchäden vorläufige Beihilfen als Darlehen
gewährt werden ſollten. Genoſſe Albrecht erklärte zwar
unſere Zuſtimmung, benutzte aber die Gelegenheit zu der Feſt
ſtellung, daß nach unſerer Ueberzeugung die Stadt in keiner
Weiſe für die Plünderungsſchäden haftpflichtig ſei, denn die
Schuld an den Plünderungen habe der für den Schutzmanns
ſtreik verantwortliche Bürgerausſchuß und das Kommando der
Regierungstruppen, die die Ordnung in der Stadt nicht ſicher
ſtellen konnten. Dieſe Feſtſtellungen veranlaßten die Herren

oe. Minner und Balke zu dem Verſuch. ſich gegen dieſe
ldbelaſtung zu wehren. Unſere Genoſſen Koenen und

Oſterburg antworteten den Herren nachdrücklichſt und mit
aller Schärfe. Sie wieſed darauf hin, daß nicht der geringſte
Vorwurf über Gewalttätigkeiten erhoben werden konnte, ſo
lange die Regierungstruppen nicht eingerückt waren, und daß
durch ſchnelleres Verhandeln, zudem die Acbeiter
bereit waren. die bedauerlichen Vorkommniſſe verhütet wor
den wären, die dann durch die Gewaltanwendung gegen die
friedliche Bevölkerung provozierend hervorgerufen worden ſind.
Die Bürgerlichen ſeien ſchon vor dem Kriege die Apoſtel der
Gewalt geweſen. Vom Machtkitzel beſeſſen, hätten ſie wäh
rend des Krieges die roheſte Gewalt angebetet und verherr
licht und auch jetzt, nach der Revolution kennen ſie nichts
anderes als die Gewalt. JhK Unkultur war es. die in der
Kriegszeit die Bevölkerung verrohte. die draußen im Felde den
Soldaten unter dem Fremdwort „requirieren“ das Plün-
dern beibrachte. Und jetzt wundern ſich dieſe Herren dar
über, daß die angewohnte Verrohung auch im Jnland einmal
zum Durchbruch kam.

In wuchtigen Sätzen erfolgte eine ſcharfe Geißelung der bür
gerlichen Moral, die mit ihrer Gewaltanbetung tief unter den
ſozialdemokratiſchen Anſchauungen ſtehe. Die verwilderten
bürgerlichen Moralangriffe hätten ſich bei den Plünderungen
einmal gegen ihre eigenen Exzeuger gewendet. Die bürgerliche
Geſellſchaft, und an ihrer Spitze der Bürgerausſchuß. trage das
volle Maß der Schuld und Vexantwortung für die traurigen
Vorkommniſſe der Plünderungklage. Das ſtehe ungbänderlich
feſt. Es hätte den Herren im Laufe einer weiteren Ausſprache
noch manches geſagt werden können, insbeſondere übet das
Sreiben ihrer geliebten Noskejünglinge, aber da breiteten die
Regierungsſozialiſten ihre ſchützenden Fittiche aus.
Herr Kleeis ſtellte einen Schlußantrag mit der nketkwürdigen
Begründung, daß bei der Ausſprache ja doch nichts heraus
ko mmel Und richtigl Rechtsſozialiſten und Bürgerliche
würgten die weitere Debatte ab, aber wohl aus dem umgekehr
ten r weil ſie befürchteten, daß dabei herauskomme, daß
ſie all umal Sünder und Mitſchuldige ſeien. Aber
das iſt ja ohnehin ſchon genügend klar geworden.

Die Bildung des Fonds zur Unterſtützung der Geſchädigtenwurde nunmehr einſtimmig beſchüe n. Die Schuldfrage und

ob Reich oder Stadt am Ende zu bezahlen hat, wird erſt durch
Prozeſſe entſchieden werden. Einſtimmig wurde nach lebhafter
Ausſprache auch ein Antrag Günther angenommen. daß im
ſtädtiſchen Hoſpital ſofort eine Verbeſſerung der
Verpflegung eintreten ſoll. Genoſſe Günther hatte dazu
kritiſche Bemerkungen gemacht, deren Berechtigung ſich keiner
verſchließen konnte. Ebenſo einſtimmig wurde ein Antrag
unſeres Genoſſen Albrecht angenommen. Kanalbe-
nutzungsgebühren in Zukunft für Wohnungen bis zu
einem Mietpreis bis zu 300 Mk. nicht zu erheben. Die
Annahme dieſes Antrages war für iſere Genoſſen die Vor
bedingung für eine vorläufige Zuſtinunung dazu, daß die un
ſinnige Kanalbenutzungsgebühr in dieſem Jahr noch einmal
erhoben werden darf. Sie übten ſchärfſte Kritik an dieſer
Mietſteuer, die entweder ſteigend nach der Höhe des Einkom
mens erhoben werden müſſe oder durch die Einkommenſteuer
mit zu erledigen ſei.

Neuzeitliche Klänge ertönten in der Stadiſtube bei einer
Vorlage, die die Aenderung der Anſtellungsverhättniſſe einiger
Aſſiſtenten betraf, die man ohne Prüfung zu Sekretären macht.
Auch dieſe Vorlage wurde einſtimmig angenommen. Unſer
Redner, Genoſſe Koenen, meldete aber gleich in Anſpruch
der übrigen älteren und jüngeren Aſſiſtenten an, die nunmehrin für ſich in en ohne die üble
Prüfung befördert zu werden. Rednex forderte gleich
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n teilte mit, daß in gleicher Sache bereits eine

„äusſchuß überwieſen.

de der Märzunruhen einzutreten hat.

D ſind Staat und Reich verpflichtet.

zeitig, daß nach Abſchaffung der Prüfung das Mitbeſtimmungs
recht der ſtädtiſchen Angeſtellten für Anſtellungen und Beförde
rungen anerkannt werden. Von den verſchiedenſten Seiten er
klärte man ſofort bereitwilligſte Zuſtimmung zu dieſem Ge
danken. Unſere Genoſſen arbeiteten einen Antrag aus, der
die Neuregelung der Anſtellungsbedingungen
unter Sicherung des Mitbeſtimmungsrechtes fordert.
Dieſer Antrag und ein anderer von uns geſtellter, der eine
Aenderung der Magiſtratsbeſetzung im ſozia-
liſtijſchen Sinne erſtrebt, kommen in der nächſten Sitzung zur
Vekhandlung. Es ſoll- damit der Kampf um die Demokratiſie
rung der Verwaltung fortgeſetzt und ein gedeihliches Arbeiten
in wirklicher Selbſtverwaltung ſichergeſtellt werden

J Sitzungsbericht.
Der Vorſteher He Wn i g machte nach Eröffnung der Sitzungdie Mitteilung, daß ein Prore ſt gegen die Stadt ver

ordnetenwahlen vorliegt, der dem Rechts und Ver
faſſungsausſchuß überwieſen wurde. Ein Antrag der Stadt-
verordneten Gelhaar und Genoſſen erſucht den Magiſtrat
um eine Vorlage, welche die Lohnausfälle der Stadtverord
netenmitglieder regeln ſoll. Der Antrag wurde dem Haus
haltungsausſchuß überwieſen. Ein Antrag Kürbs und Ge-
noſſen erſucht, der Magiſtrat möge alle verfügbaren Mittel an
wenden, um die Schulen vom Militär freizumachen. Der Vor-

guten des
alliſchen Lehrervereins vorläge. Nach einer Erklärung des
tadtſchulrats Brendel, daß alles getan worden ſei, um die

Schulen freizubekommen, wurde der Antrag dem Petitions-
Namens ſeiner Fraktion ſtellt Stadtv.

Kleeis folgenden Antrag: „Die Stadtverordnetenverſamm-
lung beſchließt: Der Magiſtrat wolle im Einvernehmen mit
dem Kollegium eine Stelle ſchaffen, der obliegt, große, den Zeit
verhältniſſen entſprechend nicht voll ausgenützte Wohnungen zu
ermitteln, und ſie umfangreicher als bisher der Allgemeinheit
dienſtbar zu machen. Die bisherigen Maßnahmen in dieſer
Richtung entſprechen nicht dem durch die große Wohnungsnot
hervorgerufenen Bedürfnis.“ Dieſer Antrag wird auf die
Tagesordnung der nächſten Sitzung geſtellt werden. Stadtv.
Albrecht ſtellte einen Antrag, worin der Magiſtrat erſucht
wird, beim Juſtizminiſter die nötigen Schritte zu unternehmen,
um den Stadtv. Ferchlandt aus der Unterſuchungshaft zu
befreien, damit er ſein Mandat als Stadtverordneter wieder
ausüben kann. Der Antrag wurde dem Rechts- und Ver-
faſſungsausſchuß überwieſen.

Es wurde nun in die Tagesordnung eingetreten. Stadtv.
Oſterburg beantragte, die erſten fünf Punkte von der Tages-
ordnung abzuſetzen, zog aber ſeinen Antrag nach einigen Aus-
führungen des Stadtv Soerzfeld zurück Hierauf erfolgte

1. Neuwahl von Deputationsmitgliedern. Als WAglied des
Grundſteuer-Schätungsausſchuſſes wurde Herr Gradeband ge-
wählt. Jn die KHriegshilfskaſſen- Deputation wurden die bis-
herigen Bürgermitglieder wiedergewählt. An die Stelle der
Herren Kühme und Günther wurden aus den Reihen der Stadt-
verordneten die Damen Schrecker und Boltze gewählt Jn die
Deputation für ſtädtiſche Kriegshinterbliebenenfürſorge werden
die Stadtvv. Herold, Kleeis und Oſfterburg gewählt ferner
Rentner Tegetmeyer als Vertreter der Kriegshilfskaſſen-Depu-
tation. Jn den Vorſtand für die Sparkaſſe werden die Stadtvv.
Manſchewſki. Ziegler und Knauthe gewählt.

Namens der Demokratiſchen Fraktion erſuchte Stadtverord
neter Minner den Magiſtrat um folgende Auskunft:

Beſteht der Mittlere Arbeiterrat noch, welchbe
Tagegelder bezieht er ans Mitteln der Stadtgemeinde, welche
Tätigkeit hat er bisher für die geſamte Einwohnerſchaft
Halles geleiſtet, und welche Koſten hat der Arbeiterrat in
Halle ſeit ſeinem Beſtehen der Stadtkaſſe verurſacht?

Bürgermeiſter Se ydel erklärte darauf. daß der Magi-
ſtrat dieſe Frage nach einer vorherigen Anfrage bei der Regte-
rung in einer der nächſten Sitzungen beantworten werde. Die

eitungsmeldungen über die Stellung der Regierung zu der
Frage der Arbeiterräte ſeien allein nicht maßgebend. Es müſſe
eshalb gewartet werden, bis die Regierung auf die an ſie ge-

richtete Anfrage Antwort gegeben habe. Zu der erwarteten
großen Ausſprache über den gehaßten Arbeiterrat iſt es alſo
diesmal noch nicht gekommen

Der Magiſtrat hat um die Ermächtigung zu Ausgaben bis
zur Feſtſtellung des Haushaltsplanes erſucht. Der Haushalts-
ausſchuß gab durch Stadtv. Gelhaar ſeine Zuſtimmung mit der
Forderung auf ſchleünige Drucklegung des Verwaltungsberichts
für das Jahr 1917.

Der Antrag des Magiſtrats auf Bildung eines Hilfs-
an für Plünderungsſchäden hatte einen heftigen

u ſammenſtoß zwiſchen den Unabßängigen und den Bürger
lichen zur Folge. Stadtv. Manſchewſki berichtet über den
Antrag: Der Magiſtrat hat beſchloſſen, einen Hilfsfonds von
500 000 Mk. zu bilden. aus welchem Halliſchen Einwohnern, die
bei den Unruhen der letzten Monate ohne eigenes Verſchulden

durch Verletzung ihrer Verſon oder eines Unterhaltspflichtigen
oder durch Beſchädigung ihres Eigentums in wirröichaftliche
Schwierigkeiten geraten ſind, Darlehen und in Fällen beſon-
derkt Not Unterſtützungen gewährt werden ſollen. Durch die
Unruhen und Plünderungen Anfang März iſt ein Teil der
Bürgerſchaft außerördentlich ſchwer betroffen worden. Die
8 der beim Magiſtrat eingelaufenen Schadenanmeldungen
eziffert ſich auf 2075, die Höhe der angemeldeten Erſatzforde-

rungen auf 10 351 065,52 Mk. Jn 4023 Fällen ſind Warenbe-
ſtände geplündert und Gebäude und Jnneneinrichtungen be-ſchädigt, in 1612 Fällen haben Bürger Eigentum verloren. daß
ſie in hieſige von Plünderungen betroffene Geſchäfte zur Be
arbeitung gegeben hatten in 60 Fällen handelt es ſich um Kör-
perverletzungen, 18 Perſonen ſind ihren Verletzungen erlegen.
Ungeklärt iſt die Frage, wer endqültig für die wirtſchaftlichen

Das preußiſche
umultſchadengeſetz vom 110 März 1850 bürdet die Haftung für
chäden, welche ſich aus Anlaß von Unruhen ereignet haben,

den Gemeinden auf. Der Deutſche Staädtetag vertritt jedoch
die Anſicht, daß das Tumultſchadengeſetz nicht auf Ereigniſſe
Anwendung finden kann, wel als Folgeerſcheinung einer
über das ganze Reich ſich erſtreckenden volitiſchen Bewegung voll
zogen, daß hier vielmehr das Reich die Verpflichtung hat, die
Schäden auf ſeine Schultern zu nehmen. Der Magiſtrat hat
demgemäß in gleicher Weiſe, wie es wiederholt bereits durch
den Vorſtand des Deutſchen Städtetages geſchehen iſt, eine Ein-
gabe an die Reichs und preußiſche Staatsregierung gerichtet,
in der er unter Darlegung der für die Geſchädigten wie für die
Gemeinde eintretenden unerträglichen Folgen die Uebernahme
des Schadenerſatzes auf das Reich oder den preußiſchen Staat

beantragt hat. ßStadtv. Albrecht (U. S. P.) führte dazu aus, daß die
Stadtgemeinde nicht verpflichtet ſei, die Schäden zu tragen.

Der Bürgerausſchuß
hode die Regierungstruppen nach Halle gerufen, die Sicher
heitsmannſchaften wurden durck General Maercker entwaffnet
und aufgelöſt. Sogar die Polizei iſt zum Ftreik veranlaßt wor-
den. Da es ſich jedoch nur um Darlehen händle, ſei die Fraktion
der Unabhängigen bereit, für die Vorlage einzutreten Stadtv.Kürbs u P.) will wiſſen. ob ſich unter den 18 Getöteten
auch Militärperſonen befinden und unter welchen Umſtänden
dieſelben getötet wurden. So wie die Namen der ſogenannten
Plünderer an den Anſchlagſäulen bekannt gemacht, müßten
auch die Namen ſämtlicher Getöeten feſtzuſtellen ſein.

tadtd. H o s warf dem Stadtv. Albrecht Verdrehnng der Tat
ſachen vor. Ex nahm die Regierungstruppen in Schutz und be

v

ge zum Volksblatt. Halle (Saale), 27. Mal 1919.

mängelte die lung der Sicherheitsmannſchafter. Stadtv.
Balke: Die Sſcherheitstruppen traten vollkommen parteiiſch
auf. Die Regierung mußte einſchreiten und Ruhe und Ord-
nung ſchaffen. Das hat ſie getan. Wir ſind der Regierung
dankbar, daß ſie hier mit feſter Hand eingriff.

Stadtv. Koenen: Es müſſe feſtgeſtellt werden, daß es auch
eine Rechtsfrage iſt, wie weit die Verantwortung für die Plün-
derung geht. Die Reichswehr war trotz der Erklärung
Maerders, daß er den Schutz der Stadt gewährleiſte, nicht in
der Lage, dieſen Schutz zu gewähren. Jn dem Prozeß, der über
die Schuldfrage zweifellos noch entſtehen wird, iſt feſtzuſtellen,
daß die Plünderungen erſt nach dem Eintreffen der Regierungs
truppen vorgekommen ſind. Vorher Sicherheit und
Ruhe. Gewaltakte, die man der Arbeiterſchaft zum Vorwurf
gemacht hat, ſind nirgends vorgekommen. Der irre
war die unſinnigſte Maßnahme, die es geben konnte. urch
und durch das Verſagen von Polizei und Regierungstruppemn
ſind die bedauerlichen Vorkommniſſe entſtanden. Wer die Poli-
zei zum Streiken bewogen hat, den trifft mit die Hauptſchuld,
und das ſind die Herren vom Bürgerausſchuß.

Stadtv. Minner: Auch die Bürgerſchaft hat das Recht, 7
ſtreiken. Die Polizei war in den Bürgerſtreik eingetreten,
ſie keine Waffen mehr beſaß. (Zurufe von den Unabhängigen:
Das iſt nicht wahr!) Wir hoffen und wünſchen, daß wir künf
tig von ſolchen Tagen verſchont bleiben und ſtehen feſt hinter
der Regierung.

Stadiv. Oſterburg: Die Urſachen der Plünderungen iſt
die Demoraliſation der Bevölkerung, verurſacht durch den
Krieg den die Gewaltpolitiker angefacht haben. Meine
tion war immer beſtrebt, dieſen Krieg zu beenden. Wenn heute
geraubt und geplündegt wird, ſo haben es die Leute draußen im
Felde von den Offizieren gelernt. Sie (nach rechts) haben die
Gewaltpolitiker unterſtützi und tragen infolgedeſſen auch die
Mitſchuld am Kriege und ſeinen Folgen

Nachdem Stadtv. Kleeis einen Schlußantrag ein
brachte, der angenommen wurde, fand die Vorlage des Migi-
ſtrats einſtimmige Annahme. Jn die Kommiſſion wurden
gewählt die Stadtvv. Albrecht, Gelhaar, John, Kleeis, Minner,
Balke, Ziegler.

Die beim Hauptetat für 1917 ſich auf 725 228,16 M. belaufenden
Etatsüberſchreitungen wurden nachbewilligt. ebenſo die bei der
Friedhofsverwaltung 1917 eingetretene Ueberſchreitung von
60 793.,45 Mk.

Der Haushaltsplan der Soſpitalverwaltungfür 1919 wurde nach den erläuternden Bemerkungen des Stadtv.
Borges in Einnahme und Ausgabe mit 105 300 Mk. genehmigt.
Für die Jnſaſſen des Hoſpitals beſteht der Verpflegungsſatz
von 90 Pfennig pro Kopf. Dieſer Satz ſoll nun auf 95 Pfennig
erhöht werden.

Stadtv. Günil her (U. S P.) wies auf die Unmöglichkeit
nach, für 95 Pfennig eine Pedſon ausreichend zu ernähren und
forderte Erhöhung der Verpflegungsſäße um das Doppelte.
Auch Stadtv. Oſt er burg ſorderte, die Verpflegungsſätze für
die Hoſpitaliten ſofort zu erhohen. Der Antrag wurde ange-
nommen.Stadtv. Hos berichtete über die Magiſtratsvorlage betr. die
Umwandlung von Beamtenſtellen. Die 85 Magiſtratsſekretär-
ſtelen ſollen durch Umwandlung von 87 Aſſiſtentenſtellen auß
122 erhöht werden. während die Zahl der MagiſtratsBureau-
aſſiſtentenſtellen um 37 auf 123 gegenüber der bisherigen Zahl
von 169 Stellen herabgeſetzt werden ſollen. Die neuen 37 Sekre-
tärſtellen ſollen erſtmalig aus der Zahl derjenigen Bureau-
aſſiſtenten deſetzt werden, welche bereits vor dem 80. März 1907
angeſte waren.In der Auefprache hierüber, an der ſich die Stadtverssdneten
Müller, Koenen, Wilke, Bretſchneider, Splett ſowie Stadtvo.
Horn und Balke beteiligten, wurde der Wunſch ausgeſprochen,

das Mitbeſtimmungsrecht der Beamten weitgehendſt zu berück
ſichtigen. Die Vorlage wurde einſtimmig angenommen.

Zu dieſem Punkte iſt ein Antrag Koenen und Genoſſen
eingegangen Die Stadtverordnetenverſammlung möge be-
ſchließen den Magiſtrat zu erſuchen, eine Vorlage über Aende-
rung der Anſtellungsbedingungen für Beamte, Angeſtellte und
Arbeiter auszuarbeiten, wobei Prüfungen weitmsglichſt zu be
ſeitigen ſind und das Mitbeſtimmungsrecht der Beamten, An
geſtellten und Arbeiter ſicherzuſtellen iſt. Die Beomten, Ange-
ſtellten- und Arbeiterausſchüſſe reſp. deren Betriebsräte ſind
bei den Vorarbeiten der Vorlage zuzuziehen Der Antrag wird
auf die Tagesordnung der nächſten Sitzung geſtellt.

Der Vorſitzende machte ferner die Mitteilimg, daß ein wei
terer Antrag der Unabhängigen Fraktion eingegangen ſei des
Jnhalts:

„Die Stadtrerordnetenverſammlung wolle beſchließen Die
Magiſtratsmitglieder werden aufgefordert, der neugewählten
Stadtverordnetenverſemmlung ihre Mandate zur Verfügung
zu ſtellen, damit die Umgeſtalkung des Magiſtrats eingeleitet
werden kann. Von den unbeſoldeten Stadträten erwarten
wir die ſofortige Mandatsniedertegung.“

Der Antrag wird auf die Tagesordnung der nächſten Sitzung geſetzt.
Stadtv. Reiwand erſuchte die Verſammlung um Zuſtimmung

zu folgenden Beſchluß des Magiſtrats: Der Witwe des gefallenen
Straßenbabnſchaffners Püſchel für ihr Kind bis zum vollendeten
15. Lebensiahre einen Zuſchuß zur Kriegshinterbliebenenfürſorge
75 Mk. jährlich zu bewilligen desgleichen der Witwe des ver
ſtorbenen Magiſtratsbureangehilfen Sommerfeld einen Zuſchuß in
gleicher Höhe. Die Zuſtimmung wurde einſtimmig erteilt.

Ein durch Stadtv. Kleeis namens ſeiner Fraktion eingebrachtes
Antrag, die Preiſe der der Stadt Halle überwieſenen Auslands-
lebensmittel nach dem höheren und niederen Einkommen der Käufer
feſtzuſetzen, wurde nach einigen Bemerkungen des Stadtv. Albrecht,
der darauf hinwies, daß ſein Kollege Hildebrand einen ähnlichen
Antrag ſchon früher eingereicht habe, dem ſozialen Ausſchuß und
dem Haushbaltungsausſchuß überwieſen. Nunmehr berichtete
Stadtv. Albrecht über Aenderung der Kanalvenutzungs-
Gebührenordnung. Es folgte eine längere Ausſprache, an
der ſich die Stadtv. Borges, Oſterburg, Kleeis, Herzfeld, Finger,
Bürgermeiſter Seydel ſowie Stadtrat Wurm beteiligten. Ktadtv.
Oſterburg bezeichnete den Entwurf als eine verſteckte Mietſteuer,
unter der beſonders die kleinen Mieter zu leiden hätten, und ver
langte, daß die Wohnungen bis zu 300 Mk. gebührenfrei bleiben,
welcher Antrag mit der Vorlage des Haushaltungsausſchuſſes an
genommen wurde.

Ueber die Aenderung der Bebingungen für Lie
ferung elektriſcher Arbeit, berichtete Stadtv. Ritter.
Seit der letzten Sbsbu der Strompreiſe im September
vorigen Jahres haben Betriebskoſten des Elektrizitäts-
werkes weiter zugenommen und ſogar weſentlich ſchneller als
es vorher je der Fall geweſen iſt, ſo daß in Zukunft mit folgen
den Strompreiſen zu rechnen wäre: 86 Pf. für die Kilowatt-
ſtunde Lichtſtrom, 18 Pf. für die Kildwattſtunde Kraftſtrom,
60 Pf. für die Kilowattſtunde Lichtſtrom, 15,40 Mk. Jahres
geö“hr für jede ſechzehnkerzige Lampe in ſelbſttätigen Treppen
beleuchtungsanlagen und 21,60 Mk. Jahresgebühr für jede
Lampe in Pauſchalanlagen. Der Antrag wurde einſtimmig
angenommen.

Ueber ein Geſuch des Kollegiums der Gewerbelehrer an der
gewerblichen Fortbildungsſchule wegen Neubildung des Schul
vorſtandes berichtete Stadtv. Ziegler. Stadtv. Frau Binnen
beantragte hierzu, daß auch zwei Lehrerinnen in den Schul-
vor and gewählt werden möchten. Das Geſuch wurde nochmals
dem Ausſchuß der Ausſchüſſe überwieſen

Z en Schluſſe lag noch ein Antrag der Stadtvv. Hoe, Herzfeld,
Oſterönrg und Steinbrück vor, wonach ein Beſchluß der Stadt
veroednetenverſammlung aus dem Jahre 1914, betr. Schaffung
urd Linrichtung einer Handbibliothek im Vorzimmer des Se
ſanee ſcheunigſt zur Durchführung gelangen ſoll. Dazu
eiwa 2 Mk. notwendig. Der Antrag wurde bewilligt.

Hiz an erfolgte Schluß der öffentlichen Sitzung.
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Halle und Saalkreis.
Halle, den 27. Mai 1919

Angeſtellte, wacht auf!
Aus Angeſtelltenkreiſen wird ung geſchrieben
Um den Beſtrebungen der Angeſtellten-Verdände, einen den

heutigen Verhältniſſen einigermaßen Rechnung tragende
Ortstarif für Halle adzuſchließen, don vornherein die Spigeirma, die es bei den etabzuhrechen, hat ſich eine hieſi
tiſchen Wirren und wirtſchaftlichen Kämpfen der ledten Monate
zu trauriger Berühmtheit gebracht hat, folgenden Schageleiſtet: Am vergangenen Sonnabend 4 die A. Medre
ſchen MontanWerke durch den Angeſtellten usſchuß. der leider
nur allzu willig den Unternehmerintereſſen dient, ihre ſämt
lichen Angeſtellten zuſammenrufen und ihnen erklären, daß die
mit den Verbänden eingeleiteten Verhandlungen geſcheitert
ſeien. Die Verbände hätten „unannehmbare“ Forderungen
geitellt. Die Direktion wäre jedoch eventuell bereit (wie
ging einen Tarifvertrag anzuerkennen, wie er in der Nieder
aus. wo die Verhältniſſe ähnlich liegen ſollen. gültig ſei. Da

die in dieſem Vertrage feſtgelegten Mindeſtgehaltſäße aber
bereits von der ber der Geſellſchaft üblichen überhbolt ſeien (1),
wäre die Firma bereit. alen die ſchon höhere Gebälter be
zieden, eine ange eſſene“ Anfbeßerung zu gewähren. Zögernd
und mit ſtorend Stimme wohl weil es ihm ſelbſt zu bunt
war) gal dent Dbnmiann ernige von dieſen Sätzen bekannt,
die aber ſo niedrig ehalten waren. daß ſie bei einer weniger
furchiſamen und e üchterten oder nennen zvir es beim rich-
tigen Namen: be einer weniger feigen Beamtenſchaft einen
Entruſftun zſturn hätten ausloſen müſſen. Die geſtern in den
Halliſchen Badh richten veroffentlichten Gehaltſätze ſtimmen
übrigens keinesſalls mit den uns bekanntgegebenen überein.
Nur zwei Beiſpiele Selbtändig arbeitende Buchhalter Kaſ
ſierer uſw. 4500 Mk. jahrlich, andere Vuchhalter, Kaſſierer
3600 Mk. jäbrlich uſw.

Damen erdalten in allen Stellungen 15 Prozent weniger
als die Herren. Vielleicht aus Scham wartete man nur mit

f und verzichtere darauf, die Angeſtellten
mit der glänzenden Gehaltſfkala eingehend bekannt zu
machen. An Alterszulage will man bis vollendeter zehniahrigçger
Dienſtzeit 120 Mk. pro Jahr bewilligen, was nach dieſer Zeit
kommen ſoll, hängt vom „guten Willen“ der Direktion ab. Jn
den genannten Sären ſind Teuerungszulagen und Jahres-
bvelobnungen mit enthalten, trozdem man den Beamten dauernd
einprägt, ſie hatten auf letztere keinen Anſpruch. Ueber die
wichtigſten Forderungen: Mitbeſtimmungsrecht und durch-
gehbende ſiebenſtündige Arbeitszeit ſchwieg man ſich wohlweis-
lich aus.

Wer die Unternehmer im allgemeinen und die A. Riebeckſchen
Montan- Werke im beſonderen längere Zeit kennt, wird viſſen,
daß die Herren bei jeden Wort und bei jeder Handlung einen

ebeimen Zwegd verfolgen. Die Löſung des Rätſels iſt
in dieſem Fall eine ſo einfache, daß man ſie ohne weiteres
greifen kann, und doch werß man, daß viele im Begriff ſind,
auf den Trick dineinzufallen. Teshalb wenden wir uns an die
Preſſe, vielleicht gelingt es auf dieſe Weiſe, etwas Klarheit in
die vom Aktenſtaub getrübten Tenkorgane zu bringen. Alſo:
man hat Furcht, daß ſich die Riebeckſchen Beamten. die auf
Grund mangelnden Entgegenfommens bei dem Wunſche nach
urchgehender Arbeitszeit und bei der Gehaltsaufbeſſerung

zum 1. April d. J. uſw. einen Groll im Herzen tragen. ſich den
freien Verbänden anſchließen werden. Das muß natürlich ver-
mieden werden. Dieſe Verbände haben es klar ausgeſprochen,
daß ſie gewillt ſind, mit den Arbeitern zuſammen eine Ein-
beitefront gegen die Arbeitgeber zu errichten. Kopf und
Handarbeiter vereint gegen den Kapitalis-mus Dos könnte gefährlich werden. Da heißt es, entſchloſſen
handeln. Man wirft den Unzufriedenen ein paar Brogken hin.
oratelt etwas von „angemeſſenen“ Anfbeſſerungen, hält aber
die Verſprechungen ſo dunkel, daß man ſich jederzeit heraus-winden kann. Jm ührigen klagt man über wlechte Zeiten“;

es wird natürlich mit „Verluſt' gearbeitet. Das iſt übrigens
Schwindel, es wird trotz der „hohen Löhne“ immer noch mit
nicht geringem Gewinn abgeſchloſſen. Es gelingt natürlich
keinem Unkundigen, binter die Schliche zu kommen, die Kon-
trollorgane werden glatt „eingeſeift“. ieſenigen Beamten,
die den Schwindel auſdecken könnten, hat man ſich verſichert;
ſie „halten dicht“.

Nun rechnet wan ſo: Es iſt uns ſchon immer gelungen, die
Angeſtellten mit ſolchen Mätzchen auf unſere Seite zu ziehen.
man denke nur an den Streit und an die vielen politiſchen und
un politiſchen Gründungen: Bund der Republikaner, Verein
der Angeſtellien der A. R. M.-W., Vereinigung der Angeſtellten
d. mitteld. Vergbaues.
bilige Weiſe gelingen, die drohende Bewegung im Keime zu
erſticken. Ein paar „Unentwegte“ werden auf die Straße ge-
ſetzt (Gründe finden ſich ſchon), der Reſt fügt ſich und frißt
aus der fetten Unternehmerband, wenn er ſieht, wie es revolu-

Ein Rückblick aus dem Jahre 2000.

34] Von Edward Bellamy. Nachdr. verb.
„Jawohl,“ erwiderte Doktor Leete, „doch erfährt es im ein-

zeinen manche Abweichungen. Jn Malerei und Bildhauerkunſt
um Beiſpiel iſt das Volk wie in der Literatur der ler ige
ichter. Es entſcheidet durch Abſtimmung darüber ob Gemälde

und Skulpturen in unſere öffentlichen Gebäude aufgenommen
werden. Beurteilt es das Werk eines Künſtlers ünftig. ſo
wird dieſer von allen anderen Arbeiten befreit und kann ganz
ſeiner Kunſt leben. Kopien ſeiner Schöpfung, die von der Nation
verkauft werden, verſchaffen ihm gleiche Vorteile, die ein Autor
durch den Verkauf ſeiner Werke gewinnt. Für alle Gebiete gei-
ſtigen Schaffens, die Begabung heiſchen, verfolgt man ein und
dasſelbe Ziel: allen Strebenden ein freies Feld für ihre Be
tätigung zu eröffnen und dem außergewöhnlichen Talent alle
Feſſeln abzunehmen. ihm vollſte Entwicklungsmöglichkeit zu
ſichern. Die Befreiung von der allgemeinen Arbeitsvpflicht iſt
in dieſen Fällen nicht als Geſchenk oder Belohnung aufzufaſſen,
ſondern als Mittel, mehr und vollendetere Leiſtungen zu
ermöglichen. Natürlich haben wir verſchiedene hohe Körper-
ſchaften Akademien für Wiſſenſchaft, bildende Kunſt und
Literatur deren Mitgliedſchaft nur berühmten Männern
verliehen wird, und die deshalb in hohem Anſehen ſteht. Nur
hervorragenden Gelehrten, Künſtlern, Technikern wird die
höchſte Ehre zuteil. die die Nation zu vergeben hat, und die
ſogar mehr als die Präſidentenwürde geſchäst wird, denn dieſe
kann man durch offenen Verſtand und treue Pflichterfüllung
erwerben. Es iſt die Zuerkennung des „roten Bandes“., das den
großen Schriftſtellern. Gelehrten, Künſtlern, Jngenieuren.
Aerzten, Erfindern uſw. durch Volksabſtimmung verliehen
wird. Nicht über hundert tragen es zu gleicher Zeit, obgleich
jeder fähige und ſtrebſame junge Mann im Lande ungezählte
ſchlafloſe Nächte von dieſer Ehre träumt. Mir ſelbſt iſt es
nicht anders gegangen.“

„Als ob Mama und ich mehr von dir halten würden, wenn
du das „rote Band“ bekommen hätteſt,“ rief Edith aus. „Wo-
mit ich natürlich nicht ſagen will, daß es nicht ſehr ſchön ſei,
das Band zu beſitzen.“

„Mein liebes Kind. du hatteſt keine Wahl,“ erwiderte Doktor
Leete heiter. „Du mußteſt deinen Vater nehmen wie er war,
und dir das Beſte aus ihm zu machen jiuchen. Aber deine
Mutter wäre nie die Meine geworden hätte ich nicht verſichert,
daß ich das „rotie Band erringen. würde.

Frau Leetes einzige Antwort auf dieſe gewagte Behauptung
wart ein Lächeln

„Unter welchen Bedingungen erſcheinen bei Jhnen Zeit
ſchriften ung Zeitungen fragte ich weiter. „Jch will nicht

Wie ſo oft wird es auch diesmal auf

See
m ngegnet ihr dem Treiben, wenn ihr euch reſtlos den

r re.

und

eigenen vertreten, wenn ihr jetzt nicht wie ein Mann
ammenſteht und euch den einzigen, die euch helfen können,
eien Verbänden anſchließt, wird man euch wenn der An
r A. F. A. abgeſchlagen iſt, wieder mit Füßen treten.

hab wenig die Kampſchaut. „Teile und herrſchel“ iſt ihr rrrg daher die
berühmte Klaſſeneinteilung bei uns, da u das Be

eneben, uns von den Ver zu trennen.

bänden der A. F. A. anſchließt und den Gewerkſchaf
ten. in die man euch gepreßt hat, den Rücken kehrt. Was hat
die Mitreldeutf bisher für euch getan Wo war
c jetzt bei der Bewegun inem Verein, der ſich den Schutz
der Unternehmer vor Angeſtellten- Forderungen zur Aufgabe
71 hat, dürft ihr nicht angehören. Alſo fort damit und

i den Zentralverband der Handlungs-
gehilfen

Zuſtände, die zum Himmel ſchreien.
Die Not der Invaliden und Altersrentner, die in der letzten

Sitzung der preußiſchen Landesverſammlung der Genoſſe Chri-
ſtange-Eisleben behandelte, wird ſo recht wieder durch ein Bei-
ſpiel gekennzeichnet. deſſen Objekt ein 74jähriger alter Mann
in Oberrißdorf iſt, der infolge Unfalls ſich nur an zwei Krücken
bewegen kann. Der Mann bezieht eine Unfallrente von89.90 Mk. monatlich, 90 Pro alſo ein ſehr „hoher“ Satz.
Daneben wurde ihm ſeit 1916 eine Altersrente von 168 Mk.
jährlich gezahlt. Jetzt hat nun die Norddeutſche Knapp-
ſchafts-Penſionskaſſein Halle herausgetüftelt, daß
der Mann nicht 168 Mk., ſondern nur 121,20 Mk. jährliche
Altersrente zu beanſpruchen habe. Er muß ſchleunigſt 188 Mk.
zurückzahlen. Es wird ihm bis Ende Oktober 1920
keine Altersrente gezahlt, weil es der verknöcherte
Buckſtabe des S 75 ihrer Satzung ſo verlangt.

Ohne Rückſicht auf die furchtbare Teuerung, ohne daran zu
denken. daß die ausgewo enen Verträge noch aus der Friedens-
zeit ſtammen, die damals ſchon viel zu winzig waren. heute aber
nur Bettelpfennige bedenten. nimmt man dem alten Mann die
paar Mark vor der Naſe weg. die doch ſo nötig in dieſer Wucher
und Teuerung zeit gebrarce werden. Es muß bald reiner
Tiſch mit der dernöche en Buregaukrafie in der Sozialvo itik
gemacht werden Ein anderer Feiſt muß in dieſer Geſergebung
walten Herens mit zu Unrecht anfgeſtapelten Geldern in
dieſer Zeit der Not. damit Be alten Arbeiter nicht völlig Hun
gers ſterben. Es iſt höchſte eit zum kcbitß mit dieſer alten
Bureankraten wirtſchaft. Uebrigens eine neugierige Frage an
die Norddentſche Knappſchaktpenſionseſſe Warum ha ſie
dem alten Manne die ihn z edbende Znlage von 8 Mk. monat-
lich erſt vom Janng die es Jahres gezahlt? Warum nichtim Jahre 1918. wie feſtgeſett iſt? Wird man ſie ihm jezt nach
trägtich anrechnen?

Gewerkſchaft Deutſcher Bernfsfenerwehrleute.
Der Verband Deutſcher Berufsfeuerwehrmänner hielt vom 18.

bis 21. Man ſeinen 6. Verhandstag ab Vertreten waren 55 Ver-
eine mit 7178 Mitaliedern durch 85 Vertreter. Jm Felde bat der
Verband *48 Mitglieder verloren. Seit November 1918 dat ſich
die Mitoljederzabl vahezn verdobpelt Etwa 97 v. der deutſchen
Berwisfenerwebrwänner ſind dem BVerbonde angeſchloſſen. Das
Verdandsvern s en beträgt 137 497.87 Mk. Tie Verhandlungen
waſen ſehr evhaft Der Ausbdau zu einer Gewerkſchaft
wurde de a oſſen. Als Verbandsſekretär wurde der dvisherige Vor-
ſitzende beſtellt. Das Geſeg vür den Normalorbritstag ſoll auch
für den Wachdienſt gerten ür die Uebergangszeit ſind Aus
nahmen zuläſſig. Die Bezahlung ſoll nach den ſtaatlichen
Tenerungsortsklaſſen erfolgen das Gebalt mindeſtens 4800 bis
6000, 4200 5400) und 3600 4800 Mk betragen. Ueberſtunden ſollen
vermieden und, wenn unbedingt notwendig, mindeſten mit 2 Mk.
bezahlt werden. Bei Auswahl der Vorgeſetzten und Feſtinellung
der Fähigkeit müſſen die Feuerwehrwänner bzw. deren Vertrauens
lente mitzubeſtimmen haben. Die Dienſtgradbenennung ſoll Fener-
wehrmann, Oberfenerwehrmann und Brandmeiſter bzw. Stell
vertreter ſein. Die Dienſtbekleidung ſoll einfach und einheitlich,
das Tragen von Waffen in oder anßer Dienſt und das Tragen
von Gurten und Helmen in Theatern und dienſtfreier Zeit ab
geſchafft werden

Die Berufsfeuerwehrmänner in größeren Jndnſtrieunter-
nehmungen ſind rechtlich den übrigen Berufsfenerwehrmännern
gleich zuſtellen. Derartige Wehren haben auch den Feuerſchutz für
das Gemeinweſen mit auszuüben. Die Fenerverſicherung ſoll ver
ſtagtlicht, entivrechend der Arbeiterverſicherung nach Bezirken ge

Zeit bedeutende Vorzüge aufweiſt. Sie wirkt darauf hin, die
wahren Talente zu ermutigen und was ebenſo wichtig iſt
Leute zu entmutigen, die es doch nicht weiter als zum elenden
Skribenten bringen würden. Allein ich verſtehe nicht, wie die
nämlichen Bedingungen auch für das Erſcheinen von Zeit-
ſchriften und Zeitungen gelten können. Man kann wohl durch
ſetzen. daß ein Verfaſſer die Druckkoſten ſeines Buches trägt,
weil das eine einmalige Ausgabe iſt, die ſich nicht zu oft wiedex-
holt. Wem aber wäre es möglich. die Koſten für das
ſcheinen einer täglichen Zeitung aufzubringen? Um ſie zu
ragen bedurfte es der tieſen Taſchen un rer Privatkapita-
iſten. und auch ſie wurden oft gründlich geleert. ehe ſich ein
Zeitungsunternehmen vbeinhlt machte Wenn Sie heute über-
haupt Zeitungen haben, ſo müſſen ſie, meine ich, von der Regie-
rung auf allgemeine Koſten heransgedeben werden. Die Re-
gierung wird es auch ſein. die die Redakteure ernennt, und dieſe
müſſen natürlich die Anſichten der Regierung vertreten. Eine
ſolche Regelung mag ſich bewähren, wenn eine ſoziale Ord-
nung ſo vollkommen iſt. daß es nie das geringſte an der
Leitung der öffentlichen Angelegenheiten zu iadeln gibt. Jſt
dies jedoch nicht der Fall, ſo muß es nach meiner Anſicht die
verhängnisvollſten Folgen zeitigen. wenn es an einem unab
hängigen, nicht amtlichen Organ mangelt, in dem die öffent-
liche Meinung zum Ausdruck gelangen kann. Geſtehen Sie
nur, Herr Leete, daß die freie Preſſe mit allen ihren Folgen
ein wertvolles Gut unſerer kapitaliſtiſchen Ordnung war, und
daß ihr Eingehen ein Verluſt iſt, den Sie von den Vorteilen
abziehen müſſen, die Sie in anderer Hinſicht ſich qutſchreiben
dürfen.“

„Es tut mir leid,“ verſetzte Doktor Leete lachend „daß ich
Jhnen auch dieſen Troſt rauben muß. Erſtens iſt die Tages-
preſſe nicht das einzige und unſerer Anſicht nach auch nicht das
beſte Mittel, öffentliche Angelegenheiten gründlich und ernſt zu
erörtern, Uns ſcheint, daß die Zeitungen Jhres Jahrhunderts
derartige Angelegenheiten in höchſt unreifer und oberflächlicher
Weiſe behandelten. daß ihre Darlegungen und Folgerungen
durch Vorurteil und Verärgerung getrübt waren. Hält man
die Tagespreſſe Jhrer Zeit für den Ausdruck der öffentlichMeinung, ſo fällt ein ungünſtiges Licht auf die Intelligenz R
Volkes; hält man ſie aber für die Schöpferin der öffentlichen
Meinung ſelbſt, ſo r ſagen. daß die Nation nicht zu be
neiden war. Wenn heutzutage ein Bürger die öffentliche Mei-
nung in einer nationalen Angelegenheit ernſtlich beeinfluſſen
will ſo verfaßt er ein Buch oder eine Broſchüre, die wie alle
anderen Schriften heranegerehen werden. Das will jedoch
keineswegs deſagen, daß uns Jeitſchriften und Zeitungen maneln, oder daß dieſe irgendeine Freiheit entbehren müßten.

mgekehrt. ere Toot Fe derart organiſiert. des ſie
die oflentlie Reh. h Veilk u

leugnen, daß Jhre Regelung des Buchverlags vor der in meiner

Die reWeite ſelten der don Snachm en yWie e. dieſer Gelegenheit erinnern wir
an die fänger von laufenden Gebührniſſen R und
auf werfteres monatliche zahlbare Teuerungezulage in
Höhe von 40 Prozent der ihnen zuſtehenden Verſorgungsgebühr
niſſe r a gelangt, und zwar den R.-Emp rnämtlich, den H. mylaß ern nur ſoweit, als es ſich um Hinter

liebene von Militärperſonen der Unterklaſſen handelt. Die
zu zahlenden Beträge werden auf volle 6 Pf. nach oben ab
erundet. Wieviel Rente jeder Beteiligte zu fangen hat,f. aus der überſandten Poſtkarte zu erſehen. Ueber den ab

uhebenden Betrag iſt von jetzt ab nur eine Quittung au
Wir weiſen die Empfänger wiederholt darauf hin,

bhebung ihrer Gebührniſſe unbedingt am erſten
vorzunehmen. SVermißtennachforſchung. Die Kriegsgefangenenfürſorge
des Roten Kreuzes ſchreibt uns: Die bei der Rückkehr unſerer
Kriegsgefangenen ſich bietende Gelegenbeit über das Schickſal
unſerer Vermußten weitgehendſte Aufklärung zu erhalten, ſoll
vom Kriegsminiſterium in folgender Weiſe ausgenutzt werden:
z den Durchkgangslagern. welche die Kriegsgefangenen beim

intreffen in der Heimat paſſieren müſſen, erhält jeder Kriegs
r eine Liſte der Vermißten ſeines Truppenteils mit
ngehörigenadreſſen. Auf Grund dieſer Liſten ſollen die W

rücgekehrten in den Durchgangslagern Angaben über
Schicſal ihrer Kameraden machen. Jeder behält u Liſte
auch beim Verlaſſen des Durchgangslagers, um auch ſpäter noch
weitere Angaben machen zu können. Das Kriegsminiſterium
kann dieſe Liſten nicht vollſtändig aufſtellen, da teilweiſe die

fehlen und noch Truppenmeldungen aus-
ſtehen. Es muß daher die Hilfe der Angehörigen in Anſpruch
nehmen und bittet jeden, der bisher ohne irgendeine Nachricht
über einen vermißten Heeresangehörigen i um ſofortige
Ueberſendung als Heeresſache, unfrankiert einer einfachen
Poſtkarte (keine Briefe oder Liſten) mit folgendem Jnhalt:
An das Zentral-Nachweis-Vureau des Kriegsminiſteriums,
Berlin NW. 7, Dorotheenſtraße 48. Angabe des Truppenteils,
der Kompagnie uſw., des Dienſtgrades, Namens, Vornamens,
Geburtstages und Geburtsortes des Vermißten und Tag und

des Vermißtſeins (deutliche Schrift, ohne weitere Zu
ätze).

Fürſorgeſtelle für Wohnungkeinrichtungen. Man ſchreibt
uns: Es iſt wohl wenig bekannt, daß hier d i Zeit die
Halliſche Fürſorgeſtelle für Wohnungseinrichtungen G. m. b.
beſteht. die es ſich zur Aufgabe gemacht hat, die Hausſtände
Minderbemittelter, in erſter Linie minderbemittelter Kriegs
etrauter mit preiswerten Möbeln zu verſorgen. Zum Verkauf
ommen hauptſächlich Küchen und Schlafzimmereinrichtungen,

dann aber auch Möbel zur Einrichtung einfacher Wohnräume.
Letztere werden beſonders auch an Käufer abgegeben, die zur
rn der Wohnungsnot möblierte Zimmer vermieten

olen. Muſtermöbel ſind in den Verkaufsräumen der Halli-
chen Fürſorgeſtelle, Gr. Ulrichſtraße 50, 1 Treppe, ausgeſtellt

und können dort während der Geſchäftsſtunden täglich von 9 bis

3 Uhr g werden. Auch die ſind dort zuſtellen. Der Verkauf erfolgt entweder gegen Barzahlung oder
auch auf monatliche Teilzahlungen bei Anzahlung von einem
Drittel des Geſamtbetrages wenn die Gewähr für die Kredit
fähigkeit des Käufers gegeben iſt. Weitere Auskunft wird auch
gern erteilt in der Geſchäftsſtelle Rathausſtraße 6 Städtiſches
Hochbauamt), Zimmer 104.

Sachienenſchweißung. Die Stöße vieler Straßenbahnſtrecken
W durch das lange Befahren und weil während des Krieges
Jnſtandſetzungsarbeiten wegen Mangel an Perſonal und
Material faſt unmöglich waren, abgefahren und teilweiſe ge
brochen. Hierdurch entſteben beim Befahren ſtarke Schläge,
die die Fahrzeuge beſchädigen, die Gleiſe immer mehr zer
ſtören und dauernde Betriebsausgaben erfordern. Dieſe
Schienen werden zurzeit in der Reilſtraße zwiſchen Brunnen
c und Bernburgerſtraße elektriſch geſchweißt. Die ge
rochenen Schienenenden werden herausgeſägt und durch neue

Stücke erſetzt, die nach Anbringung ſeitlicher Laſchen elektriſch
r r werden. Der erforderli elektriſtrom wird in einfachſter Weiſe vom Fahrdraht entnommen,
durch Umformung von 500 Volt auf 60 Volt Spannung ver
ringert und alsdan mittels eines geeigneten Apparates für
die Schweißung verwendet. Die eigentliche Swe arg ſelbſt
dauert 30 bis 40 Minuten; hierhei entſteht eine Erwärm
an den Schweißnähten von etwa 1000 Grad. Nach er
wird der Jene durch eine elektriſch betriebene Schleif-
maſchine eben r t. Durch die beſchriebene elektriſche Ver
ſchweißung wird die Lehensdauer der Schienen um 6 bis Jahre

Denneit möglich war.
errſchaft des Kapitals und ward

in erſter Linie als Geldgeſchäft und erſt in zweiter als Mund
ſtück des Volkes betrachtet.

„Aber,“ ſagte ich, „wenn die Regierung eine
öffentliche Koſten drucken läßt, ſo wird ſie i ie Haltung

Ausdruck bringt, als es zu Jhrer
damals ſtand ſie unter der H

eitung auf

des Blattes kontrollieren. er anders als die Regierung er
nennt die Redakteure?“

„Die Regierung zahlt weder Koſten einer Zeitung, noch
ernennt ſie die Redakteure, noch beeinflußt ſie im geringſten
die Haltung eines Blattes,“ verſetzte Doktor Leete. „Die Leute,
die eine gewiſſe Zeitung leſen, kommen für die Koſten auf,
wählen den Redakleur und entlaſſen ihn, falls ſeine Leiſtungen
ſie nicht zufriedenſtellen. Angeſichts dieſer Tatſachen werden
Sie ſchwerlich dehaupten, daß unſere Preſſe kein freies Organ
der öffentlichen Meinung ſei.“

„Entſchieden nicht,“ erwiderte ich, „aber wie iſt das möglich?“
„Nichts einfacher als das. antwortete mein Wirt. „Nehmen

wir an, einige meiner Nachbarn und ich ſelbſt wünſchen eine
Zeitung, die unſere Anſichten zum Ausdruck bringt und
Intereſſen unſeres Ortes, unſeres Gewerbes oder Berufes ver
tritt. Wir beginnen dann damit, die Unterſchriften von Leſern
zu ſammeln, bis ihre Ja groß genug iſt, des die Pr.
träge die Herſtellungsköſten der Zeitung decken e Auf
wendungen' für das
Der Subfkriptionebeitrag jedes Bürgers wird au
ditkarte kupiert, die Nation iſt alſo bei der Herausgabe einer

eitung gegen jeden d geſchützt. Das iſt ganz in der
dnung, weil die Nation lediglich die Rolle eines tctege:

übernimmt, dem es nicht freiſteht, die Herausgabe einer
tung oder Zeitſchrift abzulehnen. Die Subſkribenten wählen
dann einen Redakteur, der während ſeiner Amtsdauer don
jeder anderen Arbeit beurlaubt i Anſtatt dem Redakteur ein
Gehalt zu zahlen wie zu Jhrer Zeit, leiſten die Subſkribenten
der Nation eine Entſchädigung dafür, daß er der allgemeinen
Arbeitspflicht entzogen wird, während er m Unter
halt weizer von der ne empfängt. Dieſe Entſ

ſeiner Kre

gung deckt ſich mit der Höhe der Exiſter koſten. Der Redakteur
leitei die Zeitung gerade, wie es zu Jhrer Zeit geſchah nur
daß er keine finanziellen Rückſichten zu nehmen hat und nicht
für die Intereſſen des Privatkapitals auf Koſten des Gemein
wohls einzutreten braucht. Nach Ablauf eines Jahres be
trauen die Subfkribenten entweder den bisherigen Redakteur
von neuem mit der Leitung des Blattes oder ſie wählen einen
inderen. Ein- fäbhiger Redakteur verbleibt ſelbſtver ndlich
ange in ſeinem Amte. Wachſen mit der Zahl der Subſkri
jenen auch die Einnahmen des Blattes ſo wird es verbeſſert;

wie zu Ihrer Zeit werden dann mehr und tüchtige Mitarbeiteri gewonnen. an tolgt.

latt richten ſich nach der Zahl der Leſer.
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Slängert, wad insbeſondere dei den ſedigen enenu wiggſatilia cent er z ge
a ten leiſe erfolgt ohne Stöße und Erſchütterung in den

Pflegt die Alleebänme. Die Alleebäume in den
tunſerer Stadt Vater einer ſorgfältigen“ Pflege, än.

ur Freude der Bewohner der Stadt gedeihen. Wir weiſen da
r darauf hin, daß ich die Anlieger an den Straßen mit
aumpflanzungen ein Verdienſt dadurch erwerben können, wenn

ſie die vor ihrem Hauſe ſtehenden Bäume ab und zu gießen
und von Zeit zu Zeit den Erdboden um den Baum herum etwas
lockern laſſen. Es dert aber nur mit Regene oder
i gegoſſen werden.tadttheater. Heute, Dienstag, abend 7, Uhr gelangt DerBürger als Edelmann zur Auſſührung, Mir hier
Donnerstag: Das Dreimäderlhaus. Freitag: Belinde. Sonn
abend. Martha. Sonntag nachmittag Fremdenvorſtellung dei er
mäſpaten Preiſen: Die Roſe von Siamdul. Sonntag abend
de hr in neuer Einſtudierung: Wilhelm Tell, Schauſpiel von
5 edrich Schiller. Bei den bis heute im Vorverkauf zu dieſer

ufführung gelöſten Eintrittekarten wurden irrtümlich Opernpreiſe
aſiſtatt Schauſpielpreiſe erhoben. Der dadurch zuviel bezahlte Be

gegen Vorzeigung der Karten an der Theaterkaſſe zurück

Immer wieder: ſpitzbübiſche Noskegardiſten. Jn der ver
gangenen Nacht wurden in der Merſebürgerſtraße drei Soldaten
mit einem Sack Zucker angetroffen. Da der Zucker von einem
Bahnbofsdiebſtah! herrührt, wurde er ihnen abgenommen und die
Soldaten der nächſten Militärwache übergeben.

Auf der Straße zuſammengebrochen. Jn vergangener Nawurde auf dem Marktplatze ein Arbeiter in dewußhrloſemn Sinne

aufgefunden. Da er ſich auf der Wache, wohin er gebracht wurde,
nicht erholte, mußte er mittels ſtädtiſchen Krankenwagens der
Klinik zugeſführt werden.

Beeſedan. Gemeinderatsſitzung. n der Sitzung wurde
die Schulratswahl vorgenommen. Ein Antrag Scheller auf Lebens
mittelverteilung wurde von der Mehrheit abgelehnt. Die Frage
über Kanaliſierung wurde bis auf ſpäterhin vertagt, weil der Ge
meinde hier Schwierigkeiten in den Weg gelegt werden von den
Garteneigentümern, wo der Kanal entlang führen ſoll. Der An
trag des zweiten Lehrers auf vollen Gehalt wurde einſtimmig
genehmigt. Ferner wurde der Vorſitzende beauftragt, die Fett
verteilungsſtelle nochmals zu benachrichtigen, daß ſich die Gemeinde
Beeſedau mit Fett ſelbſt verſorgen will.

Aus der Provinz.
Jugendliche Helfer der „Schutzwehr?.

Die „Schutzwehr Halle“ zieht zu ihrem erhabenen Tun einen
großen Schwarm Jugendliche heran, die ſie als e
und „Melder“ beſſ Dies romantiſche Abenteurerleben
lockt gewiſſe Schüler J tark, daß ſie ſich vielfach ihne Vorwiſſen
der Eltern melden. Die Eltern ſind erſtaunt, plötzlich die Mit
teilung zu erhalten, daß ihr ſchulpflichtiger Sohn im „Melde
und Läuferdienſt“ tätig ſein wolle. Der Vorſtand der Schutz
wehr betont in einem Zirkular, daß die Jungen auch im Tele
phondienſt und in der Nacht beſchäftigt werden können. Er
fragt zugleich an, ob der Schulbube „ab und zu einmal Dienſt
am Vormittag während der Schulzeit mit Er-
laubnis des Direktors“ tun könne. Weiter: ob der Schüler in
der Kaſerne Dienſt machen dürfe. Das ſind ja reizende
Geſchichten! Schüler in der Nacht zu beſchäftigen und in
der Kaſerne und am Vormittag während der Schulzeit. s wirkt geradezu aufreizend auf gewiſſe Jnſtinkte
in der ſich entfaltenden Knabenſeele. Die Schutzwehr ſollte es
als hen beeriden in den Schülern den Hang für
das Abenteurerleben und für militäriſche Kämpferei zu wecken
Aber es liegt eben in ihrer Abſicht, den Militarismus wieder

Veriäugers vism s iDon do

den g. ihre ſchu G lgen ehe ehe
die Hände geben.

Merſeburg. Sitzung des Kreisarbeiterrats. Ver
ndelt wurde in der Hauptſache über die Ernä ngefrasg

achdem Landrat Dr. Mosle über den Schleichhandel und
deſſen Bekämpfung ausgeſprochen hatte, erſtattete Genoſſe Pix

fſtädt Bericht über die Tätigkeit und Erfolge des dort
Arbeiterrates. Indem er einige typiſche Fälle von Schleichhandel
anführte, forderte er für die Arbeiterräte das Recht, eingreifen
zu können, wo es zur Bekämpfung des Schleich s not
wendig ſei. Landrat Dr. Mosle will dieſes Recht nur den Gen
darmen und r zugeſtehen, doch erklärte er ſeineBereitwilligkeit Zuſammenarbeitens mit den Arbeiterräten.
Genoſſe Pix wies darauf hin, daß die Arbeiterräte allein in der
Lage ſeien, dem jetzigen Treiben Einhalt zu gebieten undr ſein Mißtrauen gegen die bisherige Suganmenſerimg

r Stellen aus. Landrat Dr. Mosle verſpricht
bei der Einſetzung des Viehkataſters für den Kreis ſachverſtän
dige Arbeiterräte mit heranzuziehen. Genoſſe Fiedler berichtete
nun, daß im Mansfelder Kreis der dortige Kreisarbeiterrat die
Eierbewirtſchaftung in eigene Regie Fnomue habe und bittet,
den Arbeiterräten e u geben, die Kreiseinkaufsſtelle
zu kontrollieren. Nach kurzer Debatte wählten die Verſammel-
ten die Arbeiterräte ung und Fiedler als Kontrolleure. Vor
ſitender Langer ſtellte den “Antrag, die beſtehenden Bürger
wehren aufzulöſen, und falls eine Ortswehr notwendig ſei, die
ſelbe nach den Richtlinien des 15. April zuſammenzuſtellen.
Unter lebhafter Ausſprache, an der ſich die Arbeiterräte Fiedler,
Pix, Held und Langer, ſowie Landrat Dr. Mosle beteiligten,
wurde der Antrag gegen drei Stimmen angenommen. Die
Lehrlingsausbeutung war rn einer kurzen Beſpre-
chung. Auch den ne ſteht die achtſtündige Arbeitszeit zu.
Kurz geſtreift wurde auch die Wohnungsfrage. Zur Renten
gutsfrage brachte Arbeiterrat Nebel (Dein.) einige bemerkens-
weerte Ausführungen. Zum Schluß bat Arbeiterrat Nebel alle
Arbeiterräte, ſich bei Beſchwerden ſtets an den Kreisarbeiterrat
zu wenden. Nachdem Vorſitzender Arbeiterrat Langer noch das
vorzügliche Zuſammenarbeiten mit Landrat Dr. Mosle betont
hatte, wurde die Sitzung um 2 Uhr geſchloſſen.

Schkenditz. Kreistagswahl. Am Sonntag, 25. Mai,
wurden in der Stadtverordneterderſammlung als Kreistags-
abgeordnete die Genoſſen Konrad Müller ſen., Artur Sämiſch
und von den BVürgerlichen der Bürgermeiſter Schmidt gewählt.

Eine außerordentliche Mitgliederver-
ſammlung der U. S. P. tagte am Sonnabend im Bahnhofs
hotel, um die Anträge zur Kreis Generalverſammlung zu be-
katen. Zugeſtimmt wurde folgenden Anträgen: Die Zahl der
Delegierten iſt künftig einzuſchränken. Das Frauenorgan:
Die Kämpferin, oblhatoriſch für die weiblichen Mitglieder ein
zuführen und den Frauenbeitrag auf 10 Pf. wöchentlich zu er-
höhen. Zur Hebung der Agitation ſind wieder Bezirksleiter
einzuführen. Eine Kommiſſion einzuſetzen, die die Gründung
eines Parteiorgans für den Kreis Querfurt prüfen ſoll. Ein-
mütig lehnte die Verſammlung die Gründung eines eigenen
Parteiorgans ab. Abgelehnt wurden folgende Anträge: Ein
Mitteilungsblatt für den Kreis herauszugeben und den vrovi-
ſoriſch angeſtellten 2. Sekretär feſt anzuſtellen. Jm Juni ſoll
ein Einigungskongreß in Berlin ſtattfinden. Die Verſamm-
lung iſt der Anſicht, daß dieſer durch Delegierte zu beſchicken iſt.

Schkenditz. Arbeitsnachweis. Das Reichsdemobil-
machungsamt hat durch Verordnung vom 27. Vovember 1918
folgendes beſtimmt: Alle Arbeitgeber ſind verpflichlet, ihren
Bedarf an Arbeitskräften jeweils auf dem ſchnellſten Wege
bei einem nichtgewerbsmäßigen Arbeitsnachweis zur Anmel-
dung zu bringen. Der öffentliche Arbeitsnachweis der Stadt
Schkeuditz, Weſtſtraße 2, iſt geöffnet an jedem Wochentage:
vormittags von 8 bis 9 Uhr zur Kontrole für Arbeitsloſe, vor
mittags von 9 bis 1 Uhr für ſtellenſuchende männliche Per
ſonen, nachmittags von 3 bis 6 Uhr für ſtellenſuchende weibliche
Perſonen. An jedem Sonnabend iſt der Arbeitsnachweis für

Re eTenſuchenden Gerſenen cur r rer e 7
a ber iſt der Stellennachweſern re de Dien geöffnek. Telephon

nummer mer, welche erwerbslos ſind, haben ſich bei demö er zu melden u täglich zu a
etzten S kontrollieren zu laſſen, an ernfalls ſie An

pruch auf Erwerbsloſenunterſtützung nicht erheben können.
Lätzen. Gegen die Gewerkſchaftsbureaukratie,

Ueber das ſehr tgemäße Thema: Arbeitsgemänſchaſten,3 nd Räte m, ſprach am Sonnaen e hen in r ewerkſchaftsverſamm-

emmi h'ge er Ting mit den bekannten Gewerkſchaftsführern,
die die organiſierte Arbeiterſchaft bei jeder Gelegenheit ver
raten und betrogen haben, ſcharf ins Gericht. Vei den Wahlen
um Gewerkſchaftskongreß müßten die ewerkſchaftskollegendieſen Arbeiterführern die richtige Antwort geben, und nur

ſolche Delegierte wählen, welche auf dem Boden der U. S. P.
ſtehen. Das Räteſyſtem muß feſt verankert werden, um ſo dem
Kapitalismus den letzten Todesſtoß zu geben. Folgende Reſo-
lution fand einſtimmige Annahme:

„Die heute in Lützen tagende Gewerkſchaftsverſammlung
nimmt energiſch Stellung gegen die Taktik der Gewerkſchafts
ührer. Sie verurteilt auch das Vorgehen beſonders in der
rage der Arbeitsgemeinſchaften und erkennt darin einen Ver-

rat am arbeitenden Volke. Die Verſammlung beſchließt, nicht
eher zu ruhen, als bis der Sozialismus in ſeiner reinen Form

Kegmtew de i erfüllt iſt und ſetztalle Kraft zu ſeiner Verwirklichung ein.“
An der Diskuſſion beteiligten ſich die Genoſſen Albrecht, Bött

cher und Winkler. Letzterer erſuchte vor allen Dingen die an
weſenden Gewerkſchaftsführer, öfter in Mitgliederverſamm-
lungen derartige Vorträge halten zu laſſen, damit die Gewerk-
ſchaftsmitglieder über ſolch wichtige Fragen aufgeklärt werden.
Hierauf ging Genoſſe Hennig noch kurz auf die Friedensfrage
a und geißelte auch hier das Verhalten der Regierungsſozia
iſten.

Kölleda. Ergebnis der Kreisabgeordneten-
Wahlen für den Kreis r W Es wurden28 Abgeordnete gewählt. Davon gehören 16 der Deutſchnatio-nalen Partei 3 der Deutſchdemokratiſchen, und 2 der Deutſchen

Volkspartei an. Die ſozialdemokratiſchen Parteien erhielten
fünf Abgeordnete. Zwei Gewählte ſind parteilos. Die Junker
haben alſo „geſiegt“. Dieſes überaus traurige Wahlergebnis
liefert von neuem den Beweis, wie weit wir es bei dem von der
Regierung Ebert- Scheidemann protegierten Wahlſyſtem noch
bringen können. Die Junker frohlocken. Eine beſſere Revo-
lution können ſie ſich gar nicht wünſchen.

Wittenberg. Die ſtädtiſche Badeanſtalt an der Elbe
iſt wieder geöffnet.

Wieder ein Bäckerladen geſchloſſen. Der
Magiſtrat verfügte wegen Unzuverläſſigkeit die Geſchäfts
ſchließung gegen den Bäckermeiſter Otto Brauer in der Mittel-
ſtraße. Der Genannte hat ſich wiederholt gegen die Bundes-
ratsverordnung zur Regelung der Brotverſorgung vergangen.

Eine Lebensmüde, ein 20jähriges Mädchen aus
Friedrichſtadt, verſuchte am Montagmorgen ſich im Schwanen-
teich zu ertränken. Ein Waffenmeiſter vom Artilleriedepot
bolte ſie indes wieder aus dem Waſſer heraus und gelang es
den Vemühungen von Paſſanten, die bereits Bewußtloſe wieder
ins Leben zurückzurufen.
222222 Sprechſtunde der Redaktion von 12 bis 1 Uhr.

Gummi-Saugger
vorzügliche Friedensware, per Stück 1.20, 1.35 und 1.50 Mark.

C. Klappenhbach, Gr. Vlrichstrube 11.
Günftige Einkaufsquelle für Wiederverkäufer. 1353

Täglich 2, 5, 8, S, S Uhr.
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es. Noeh 3 Tage. 1861 ittwoch, den 28. Mal 1919,Unbe Mncheisrerzietnnn: ſang en knbe n Vor

Der Zigeunerprimas. Arda. u
Kasse v. 10 u. 4-6 Uhr. Oper von Verdi.

Donnerstag: Das Drei-
Ansliehts- empuedit die wäderlhaus.
postkarten Von 900900 900

e

Tägnüoh 4, und 9 Uhr
Opernsängerin

Alice v. Boer-Gruselli
eingt die Einlage in:

Die
«exhichte einen Getalenen

in 6 AxKten, 1363

Seeſische
Delsardinen

Günstigste Bezugsquelle für Wiederverkäufer

Fernruf 3517.

folge direktem Import aus Norwegen und Holland.

Karl dhdo, vielerrischbörse
Fischwaren-lmport-Kaus und Seefiseh-Grosshandlung

An der Moritzkirche 3 Hallo An der Moritzkirche 3

Salzheringe
nach Aufhebung der Blockade und in aller Käürze eintretendem

freien Handel
zu billigsten Tagespreisen.

in- W

i Fernruf 38617.

Aen enZu eben durch die In Doch SVollsbuchhandlung, I en Sonnen
Halle a. S., Harz 42 44.W ch kurzem ſ u dedkens Gastspiel

Leiden verſtarb am Fliegentüten- z
helnrichs lück.25. Mai 1919 in der

Im 2. Akte als Finlage:

h Landesheilanſtalt zu
Rietleben mein Mann,
gen tber Vater und Paul zen

aul Beckers
t en Selorchlager:

Helnrichs
Umzug.

Silhelm Tterwang

IIIIIIIIIIIIIIIE

geb. am 17. Juni 1885

azchm. 3 U. abents 3 Vr:

zu Hemendorf bei Jeſſen
(Bez. Halle). Die Be
erdigung fand a. 26. Mai
auf dem Ehrepfriedhof
der Anſtalt ſtatt. (Grab
Nr. 4106.)

Herzlichen Dank tagen
ie ihmwir ollen denen, ddas ietzte Gelelt gaden fliegentüten e

ſowie dem Herrn Vaſtor I höeinrichs Glück. J
der Auſtalt für die troit Nachmittags Kleine Preise.
reichen Worte in der
Kapelle und am Grabe.
Dies zeigen tiefbetrübt

an, feine
10 Geſchwiſter ſowie
Frau und Kinder.

Vomrerkauf 9- 1 u. 5-47.

en e
Partglsariften empfiehlt

Veolkad nohhbanäl,

J Duxchschlagender Frkolg des
M Reritators Erich Riewe,.

Paul Beckerals FPliegentüten-Othello.

oder Peter
üimmelfanrt

von nachmittags 2 Uhr an:

ranzmuslk

W

Volkebuohhandiung Halle, Harz 42/44.

4 Akte Bevirk Grob-Leiprig (Unterberirke: Halle, Hettstedt,12 Mann Orchester. W Hierzu ladet ergebentt ein Bitterfeld, Eilenburg, Weilenfels, Barna u. Auhalt),

r F s P, Krause j Mltt n 28 Mai 1819einer eintwalt an Nittwoch, 22.

e r aller Preis pro Nummer 15 F. Bestellungen und Zu-Müonls Zeltunge Schulhucher n e nAesgwauhl. on dir estaurant Fürs marek, en.Poli du andinngalle a. d. S. Harz 4244. munen

r Razzenhann
e

Wöchentlickes Organ der K. P. D. (Spartakusbund),

9

Montag morgen, um 1 Uhr, verſtarb nach langem,

ſchwerem, mit Geduld ertragenem Leiden, meine
liebe Frau,

Emilie Schulze,
Wo t. nen. 87, den 27. Mai 1919.

Jm tiefſten Schmerze
J 1380 Feinrich 6chulze nebſt Angehörigen.

Beerdigung findet am 29. Mai, mittags 1 Uhr, ſtatt.
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Alle Vehmnntinnchungen

S Hans ſoSctödtiſcher Verkauf von gemiſchtem Dörrobſt
in der Talamtſchule erfolgt am Mittwoch, den 28. Mai.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhader der Lebens
mittelſcheine mit den Nummern I 1800 vormittags
von 8--12 Uhr und die Jnhaber der Nummern 1801 bis
4000 nachmittags von 2-6 Uhr. Für jede Perſon eines
Haushaltes kann ein Viertelpfund zum Preiſe von 1 Mark
für das Viertelpfund abgegeben werden.

Halle, den 27. Mai 1919. Der Magiſtrat.
Der Verkauf von Quark

erfolgt am Mittwoch, den 28. Mai, auf den Abſchnitt 12
für die eingetragenen Kunden bei dem Molkerzibeſitzer
Scharfe, Rudolf Haymſtr. 35, und in der Verkaufsſtelle
der Molkerei Merbitz Freiimfelderſtr. 8.

Auf jeden Abſchnitt wird Pfund abgegeben. Die ab
getrennten Abſchnitte ſind bis 31. Mai ahzuliefern.

Halle, den 27. Mai 1919. Der Magiſtrat.
Der Verkauf von Kunſthonig beginnt am Mittwoch,

den 28. Mai 1919. Für jede Perſon eines Haushaltes
wird Pfund abgegeben. Der Verkaufspreis beträgt
für loſe Ware 78 Pfg. für das Pfund und für Packware
80 Pfg. für das Pfund. Die Käufer ſind verpflichtet,
bei denjenigen Verkäufern den Kunſthonig einznukaufen,
bei welchen ſie für den Bezug von Kolonialwaren in die
Kundenliſte eingetragen ſind. Der Verkauf erfolgt unter
Abtrennung der Marke 323 des Warenbezugſcheines 22.
Die Verkäufer ſind verpflichtet, die Marken zu Hunderten
gebündelt im Stadternährungsamt, Marktplatz 22, I. Ober
geſchoß (Saal links) binnen 8 Tagen unter Angabe ihres
Reſtbeſtandes einzureichen. Zuwiderhandlungen unter-
l der Beſtrafung nach 8 der Verordnung vom

September und 4. November 1915.

Halle, den 27. Mai 1919.
Scefſiſchverkauf.

Der Verkauf findet am Mittwoch früh, den 28. Mai,
in den einſchlägigen bekannten Geſchäften markenfrei ſtatt.
Es kann jedes Quantum abgegeben werden. Die Preiſe
der einzelnen Sorten ſind in den Geſchäften deutlich ſicht-
bar angebracht. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen.
de der großen Zufuhren iſt ein Anſtellen vor den

eſchäften unnötig.

Halle, den Mai 1919. Der Magiſtrat.
Am Mittwoch, den 28. Mai, ſind die Fleiſcherläden

für den Verkauf nicht geöffuet.
Halle, den 27. Mai 1919. Der Magiſtrat.
Nachdem der Herr Oberpräſident den Erzeugerhöchſtpreis

für Butter (50 kg) auf 1. 400 Mk. für Handelswaare I,
2. 380 Mk. für Handelsware II und 3. 210 Mk. für ab-
fallende Ware feſtgeſetzt hat, wird für den Stadtkreis Halle
folgendes angeordnet: I. Der Höchſtpreis für Butter im
Kleinhandel wird feſtgeſetzt: 1. für Handelsware I (Ware
von einwandfreier Beſchaffenhei auf 4,56 Mk. für das
Pfund; 2. für Handelsware II (nicht vollwertige Speiſe-
butter) auf 4,38 Mk. für das Pfund; 3. für abfallende

e auf 2,66 Mk. für das Pfund. II. Als Kleinhandel
z der Verkauf von Mengen unter 5 kg an den Ver-
raucher. III. Die Anordnung tritt mit der Kundmachung

in Wirkſamkeit. Zuwiderhandlungen werden nach der
Bundesratsverordnung vom 8. Mai 1918 R. G. B. 395
gegen Preistreiherei mit Gefängnis und mit Geldſtrafe
bis zu 200000 Mk. oder mit einer dieſer Strafen beſtraft.

Halle, den 27. Mai 1919. Der Magiftrat.

SSS S Mersehurg- S
Ausgabe der Milchkarten

für den Monat Juni im alten Rathaus in der Burgſtr. 1.
Die Ausgabe erfolgt gegen Abgabe der Stammkarten für
den Monat Mai am Mittwoch, den 29. Mai, vorm. 6 bis
2 Uhr, für die Kunden der Verkaufsſtellen: Schwalbe,
Burgſtr. 14, Müller, Schmidt, Schubert, Burgſtr. 16:
Freitag, den 30. Mai, vorm. 7--2 Uhr, für die Kunden
der Verkaufsſtellen: Ochſe, Prall, Hoffmann, Meißner,
Maudrich.

Merſeberg, den 26. Mai 1819.
Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.

Ausgabe don Heringen
auf den Reſt der Abſchnitte 99 oder 98 des Lebensmittel
heftes. Diejenigen Jnbaber der Lebensmittelhefte Nr. 8901
9300 und 9551--9700, die vorige Woche nicht mit Heringen
beliefert worden ſind, erhalten in dieſer Woche ſolche nach
träglich in der Verkaufsſtelle Lintzel, Clobigkanuerſtr. Nr. 9.
Auf den Kovf des Haushalts werden je 2 Heringe (ohne
Kopf und Schwanz) zum Preiſe von 40 Pfg. für das Stück
verabfolgt und zwar: a) An die Jnhaber der Lebens-
mittelhefte 8901--9300 auf Bezugſchein und Quittung Nr. 99;
b) die Jnbaber der Lebensmittelhefte 9551--9700 auf Be
zugſchein und Ouittung Nr. 98.

terſeburg, den 26. Mai 1919.
Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.

Ausgabe von Margarine
am Sonnabend, den 31. Mai 1919. Es werden zugeteilt:
Auf jede Stadtfettmarke 50 Gramm Margarine zum Preiſe
von 22 Pfg. und auf jede Zuſatzfettmarke (mit dem Auf-
druck K und G) 50 Gramm Butter zum Preiſe von 40 Pfg.

Merſeburg, den 24. Mai 1919.
Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.

Städtiſcher Grützwurſiverkauf.
Jede Verkaufsſtelle erhält ſo reichlich Grützwurſt zu

gewieſen, daß jede aufgerufene Nummer ihren Anteil
unbedingt erhalten muß. Wenn trotzdem auf aufgerufene
er Grützwurſt nicht verabfolgt wird, weil angeblich
keine mehr da iſt, ſo bitten wir, uns jeden ſolchen Fall
alsbald zur Kenntnis zu bringen.

Merſeburg, den 23. Mai 1919. Der Magiſtrat.
Ausgabe von Mager- und Buttermilch

in der Woche vom 26. bis 31. Mai in ſämtlichen Verkanfs
ſtellen. Es werden an Mager- und Buttermilch zugeteilt:
auf Felder 23 und 24, ſoweit dieſe noch nicht beliefert ſind,
ſowie auf Feld 25 für alle Verſorgungsberechtigten Liter.

Merſeburg, den 24. Mai 1919.
Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.

Ausgede von Räucherfiſchen
vom Dienstag, den 27. Mai, ab in allen Verkaufsſtellen
auf Feld Nr. S auf der 3. (Jnnen-) Seite des Umſchlages
des Lebensmittelheftes. Es werden auf den Kopf der
Bevölkerung abgegeben 100 Gramm Bücklinge zum Preiſe
ven 70 Pf. oder 100 Gramm Räucherfiſche zum Preiſe
von 49 Pf. Die Verkäufer haben das Feld Nr. 8 auf
auf der 3. (Junen-) Seite des Umſchlags des Lebens-
mittelheftes mit Tinte oder Tintenſtift zu durchſtreichen.
Auf Heſte, in denen das Feld Nr. 8 ſchon entwertet iſt,
dürfen Räucherfiſche unter keinen Umſtänden noch einmal
verabfolgt werden.

Der Magiſtrat.
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Verzeichnis der
und Fettverkaufsſtellen in der Stadt ſeburg.

1. Bezirk: Albert, Schmaleſtraße 15, umfaſſend dieStraßen Schmale Straße, Sixtiberg, Margaretenſtraße,
Sand. Kleine Sixtiſtraße, Große Sixtiſtraße.

e eniſcherſtraße, Windberg, Hüterſtraße, Roaalſtraße, vie Vorwerk
ezirk: Fiſcher, Weißenfelſerſtraße 12, umfaſſend die

Straßen Leungerſtraße, Roonſtraße, Blumenthalſtraße,
Kleiſtſtraße, Mantenffelſtraße, Sedanſtraße, Nulandſtraße,
Weißenfelſerſtraße, Vor dem Sirxtitor.

Bezirk Kötteritzſch, Gotthardtſtraße 21, umfaſſend die
Straßen Hirtenſtraße, Wagnerſtraße, Vor dem Gott-
bardtstor, Gotthardtſtraße, Halbmondſtraße, Gr. Ritter-
ſtraße, Teichſtraße.

5. Bezirk: Frahnert, Kleine Ritterſtraße 2, umfaſſend
die Straßen: Voſtſtraße Wilhelmſtraße Lindenſtraße,
Karlſtraße, Brauhausſtraße Halleſcheſtraße 1-43 un
2--46 (ſüdlich der Eiſenbahnunterführung).

6. Bezirk: Kunecke, Gutenbergſtraße 1, umfaſſend die
Straßen Gutenbergſtraße, Geuſaerſtraße, Gartenſtraße,
Clobigkauerſtraße, Peſtalozziſtraße, Annenſtraße, Rektor
Blockſtraße, Friedrichſtraße.
7. Bezirk: Konſumverein Lauchſtedterſtraße 18, um
faſſend die Straßen Thietmarſtraße Eiſenbabnſtraße,
Lauchſtedterſtraße, Huths Baumſchule, Gut Ruſchesfelde,
Moltkeſtraße, Bismarckſtraße, Luiſenſtraße, Roter Feld-
weg, Brotuffſtraße, Steinſtraße.
8. Bezirk: Teichmann, Ah 32, Zſagend

die Straßen Ober und Unteraltenburg, Kloſter, Weinberg.
9. Bezirk: Schulz, Weiße Mauer 30, Zumfaſſend die

Straßen Vor dem Klauſentor, Gerichtsrain, Schwiefweg,
Chriſtianenſtr, König Heinrichſtr,., Weiße Mauer, Am
Stadtpark, Hohendorferweg, Roſental, Roter Brückenrain,
Halleſcheſtraße 45 81 und 48--90 (nördlich der Eiſenbahn-unterfübrung) Blanckeſtr, Nordſtr., Parkſtr. ſowie Chauſſee-

haus Schkopau und die Rentengutskolonie.
10. Bezirk: Kretzſchmar, NeumarkK32, umfaſſend die

Straßen: Neumarkt, Amtshäuſer, Werderſtr., Werder-
ſchleuße, Krautſtr.

11. Bezirk: Näther Nachfolger, Markt 9 umfaſſend die
Straßen: Am Neumarktstor, Obere Burgſtr., Avotheker-
ſtraße, Domſtr., Grüne Straße, Tiefer Keller, Oelgrube,
Milchinſel, Mälzerſtr., Burgſtr., Kirchſtr., Seitenbeutel,
Kurze Straße.

12. Bezirk: Firma Fritz Schanze, Jnh. P. Nieztzſch, Kl.
Ritterſtr. 8, umfaſſend die Straßen: Kl. Ritterſtr., Enten
vplan, Am Bahnhof, Bahnhofſtr., Marienſtr., Damm
Meuſchauerſtr., Bürgergarten, Naumburgerſtr., Preußer

13. Bezirk: Konſum-Verein an der Geiſel 3, umfaſſend
die Straßen An der Geiſel, Breiteſtr., Kreuzſtr., Johannis-
ſtraße, Obere Breiteſtr.

14. Bezirk: Julius Trommer, Unteraltenburg 13, um
faſſend die Straßen Mühlberg, Winkel, Georgſtr., Schreiber-
ſtraße, Stufenſtr., Seffnerſtr., Hälterſtr,, Domplatz und
Dowpropſtei, Schulſtr.

Wohnungsteilung.
Der Magiſtrat nimmt Bezug auf die Bekanntmachung

über Wohnungsteilung, die er unter dem 13. Mai 1919
auf Grund der Ermächtigung des Herrn Staatskommiſſars
für das Wohnungsweſen erlaſſen hat, und erſucht alle die-
jenigen Wohnungsinhaber, die von der gedachten Anord-
nung betroffen werden, ihm bis zum 7. Juni ds. Js.
ſchriftlich zu VII 603/19 Auskunft darüber zu geben, an
wen eine Wohnung bzw. ein einzelnes Zimmer abgegeben
worden iſt. Aus der Auskunft muß zu erſehen ſein Lage
der Wohnung, Größe der Wohnung nach Zimmerzahl,
Zahl der abgegebenen Räume, Zah! der eigenen Haus-
haltsangehörigen, Zahl der aufgenommenen Perſonen, ins-
beſondere ob Einzelverſonen oder Familie, mit dem Auf
genommenen vereinbarten Mietpreis. Nach ergebnisloſem
Ablauf der in Abſatz 1 geſetzten Friſt würde dann in ge
eigneten Fällen gegebenenfalls eine zwangsweiſe Ein-
weiſung erfolgen.

Merſeburg, den 23. Mai 1919. Der Magiſtrat.
Ernteftächen Erhebung.

Die Anmeldung der Ernteflächen, die in Merſeburger
Flur liegen, hat von jetzt ab im Grundſtück Karlſtraße 4
zu erfolgen. Als Endtermin ſetzen wir den 30. Mai 1919
feſt. Wenn die Meldungen bis zu dieſem Tage nicht er-
folgt ſind, muß Beſtrafung der Säumigen erfolgen.

Merſeburg, den 25. Mai 1919.
Der Magiſtrat.

Geſucht
werden behufs fofortiger Einſtellung beim Stadtſteueramt 2
Kriegsbeſchädigte, und zwar: 1 zur Verrichtung leichter
mechaniſcher Arbeiten ſowie für Botengänge und 1 für
leichte Bureauarbeit. Bewerbungen mit Lebenslauf und
Gehaltsanſprüchen ſofort an den Magiſtrat.

Merſeburg, den 24. Mai 1919. Der Magiſtrat.

ner- SDie Wohnungsnot erfordert dringend die Vermehrung
von Wohngelegenheiten auch in unſerer Stadt. Die ge
planten Neubanten, ſoweit deren Ausführung unter den
gegebenen Zeitverhältniſſen überhanpt in abſehbarer Zeit
möglich iſt, könnten nur einen geringen Teil des Woh-
nungsbedarfs decken. Es ergibt ſich ſomit die dringende
Notwendigkeit, abgeſehen von anderen noch zu er-
greifenden, in Vorbereitung befindlichen Maßnahmen
ſämtliche leer ſtehenden Räunme (wie Dachgeſchoſſe, un
benntzte Fabrik- und Geſchäftsräume u. dergl., wobei be
merkt wird, daß als leer auch ſolche Räume zu gelten
haben, die lediglich der Aufbewahrung von Sachen dienen)
gleichviel, ob ſie bereits Wohnzwecken gedient haben oder
nicht, zwecks Schaffung von neuen Wohbngelegenheiten
event. durch Zuſammenlegung oder Umbau zu erfſaſſen.

Es ergeht hiermit an ſämtliche Eigentümer Nießz-
braucher, öffentlich Feſtellte Verwalter eines Gebäudes
oder deren Vertreter, die dringende Aufforderung, derartige
Räume zu vergl. S 3 der ſtädtiſchen Verordnung gegen
den Wohnungsmangel vom 22. November 1918 in Ver-
bindung mit der Bundesrats- Bekanntmachung vom 23. No
vember 1918 bis 31. Mai im Zimmer 4 des Rathauſes
(Wohnungsnachweis) anzumelden. Unterlaſfungen werden
gemäß Polizeiverordn. vom 11. Oktober 1918 bzw. 15. No
vember 1918 unnachſichtlich beſtraft. Der in ſtädtiſchen
Dienſten ſtehende Bauführer Schmidt iſt vom Magiſtrat
ermächtigt, bei den Grundſtückseigentümern uſw. ſich die
erforderliche Auskunft zu holen und die entſprechenden
Räume zwecks Vorprüfung zeigen zu laſſen. Die endgültige
Prüfung bzw. Entſcheidung bleibt einer beſonderen Woh
nungsprüfungskommiſſion vorbehalten.

Es ſei nochmals ausdrücklich an die Verordnung betr.
Maßnahmen gegen den Wohnnngsmangel vom 22. Novem
ber 1918, insbeſondere den S 3 dieſer Verordnung hierdurch
erinnert.

Der 88 lautet: *879„Der Magiſtrat ordnet hiermit an, daß der Verfügungs-
berechtigte

a2) unverzüglich Anzeige zu erſtatten hat, ſobald eine
Wohnnug oder Fabrik-, Lager Werkſtätten, Dienſt,
Geſchäftsräume oder ſonſtige Räume unbenutzt ſind,

b) ſeinem Beauftragten über die unbenytzten Wohnungen

burg, denMerie urs, Tas ſtädtiſche Lebensmittelgmt.26. Mai 1919. und Räume ſowie über derer Vermietung Auskunft
zu erteilen und ihm die Beſichtigung zu erſatten hat.

Mittwoch Bayrischen Hof

Als u gelten und Räume der be g 2G e reinenen,fü rein eine andere Aufbewahrung ohne Härte Anzei er 2
dec ſeinen Wohnſig degeend dher ſitweills in das rigen d abnrez3rechtigte ſeinen n uern eiligfeindliche Ausland verlegt hat.“ t e er

Eilenburg, den 22. Mai 1919. Der Magiſtrat.
Das auf die ausgegebenen Sonderfleiſchmarken zur

Verteilung kommende amerikaniſche Schweinefleiſch kann
am Mittwoch und Donnerstag in den Fleiſchereien ab
geholt werden.

Eilenburg, den 26. Mai 1919.

*917 Der Magiſtrat.Lomwmunistische Partei Deutschlands, Ortsgruppe Merseburg,

Lützen
Donnerstag „ornſtiege 10 Uhr i Kantinensaal

Leunmgwerilks
Donnerstag Wänsches Gasthof

Miederbeunma

4

[Naſie Se
Albeſt. Snger-Char

Freitag, den 30.
im Volkspark
Sinmgestund e.

Donnerstag, den 29.
mittags 1 Uöhr: Treffp
Peißnitzbrücke.
Vollzähliges Erſcheinen er
wartet Der Vorſtand.

fraten und Hädchenchor.

Heute, Dienstag, *29 Uhr,
im Bolkspark:
r Singeſtunde.

Turgvergin Fichte
Vereinslokal: Volkspark.
Turnſtunden finden ſtatt:
Männer- Abteilung Norden:

Dienstags und Freitags von
8 bis 10 Uhr Oberrealſchule,
Staudeſtraße.

Männer- Abteilung Südenvellen zliehe J ſchule, Liebenauerſtraße.
Tagesordnung in allen Versammlungen.

Die polltiche lage un ler fedenrrumne in Br.
reie Aussprache.

Beterent: Genosse Friedemann, Karlsruhe.
Arbeiter und Arbeiterinnen! Erscheint in Massen und

gebt euren revolutionären Willen in Massenaktionen kund.
*907 Der Einberuufer.Fanwinieete Partei Denthenlands, Ortarnnne Poli

We öhe3 bastnaus zum Faimnaum

Dölinite
öentl Volkerersammlune,

Tagesordnung:
Weltfrieden und Kemmuniemus,

Referent: Genoszse San Berlin.
Freie Aussprache.

Proletarier erscheint in Massen und gebt euren Willen
kund zur Berbeiführung der Befreiung des Gesamitprole-
tariats dureh die Weltrevolution. Der Rinberafſer.

Wittenberg e. Ung.
Mmittwooh, den 28.. Rai, abends i 8 VUhr,

zu Wittonberg?:Oetfénn sversaihiünn,
Tagesordnung: *921Der Friede u. Sie Rommunisten,

Kommuniefsohe Partei (Spartakusbund).

MMEIXIIIIEDelſtz g. B. und Aegent
OHonnerstag, r 29. Mait, vormiftags 9 Uhr,

n Alberts Gasthof:
8

Referent: Kollege Röwes, Osendorf.
Pflicht eines jeden Landarbeiters ſowie jeder Arbeiterin

iſt es, in dieſer Verſammlung zu erſcheinen.

*919 Der Einbernfſer.
Kodurerein r Bei n. Um

e. G. m. b. H.
Sonntag, den 1. Juni 1919, nachm. 2 Ahr,

im Waldauſchen Saale in Bockwitz:

Cenertl Versanmlune.
Tagesordnung:

1. Geſchäftsbericht.
2. Wahl der ſtatutengemäß ausſcheidenden Aufſichtsrats

mitglieder.
3. Anträge nach S 32 des Statuts.
4. Antrag der Verwaltung auf Erhöhung der Geſchäfts

anteile und der Haftſumme von 30 auf 50 Mark.
5. Aenderung des 8 4 der Sparkaſſenordnung.
6. Genoſſenſchaftliches.
Um zahlreiches Erſcheinen erſucht

5 Der Auffichtsrat
des Konſumvereins für Bockwitz u. Amg.

e. G. m. b. H.
Wilhelm Herz, Vorſitzender.

Bekanntmachung. wo
Die überall bekannten, ſchweren und preiswerten Zeitzer
Hand Leiterwägen und Kuſtenwägen

*823

heferd ſofort nach Einſendung des Betrages oder gegenNachnahme ſag Lade Anzahlung. v
Länge: m 75 80 90 100 110 120Leiterwagen: Preis Mk. 31 42 50 62 72 89
Kaſtenwagen Preis Mk. 42 86 100Kurt Rose, Zeitz 19.

Turnerinnen- zenMittwochs v. 8 bis 10
Oberrealſchule, Staudeſtraße.

Sonntags, vorm. von 7h6
bis 10 h Uhr: Volkstümliches
Turnen und Spiele auf dem
Sandanger.
Freunde u. Gäſte willkommen.

Donnerstag Himmelfagrt),
2 Uhr: Ausflug na at
S Treffp.: Ranniyer Platz.

Sonnabend, den 31. Mafi,
abends 7 Uhr, bei Schade
(Konſumhalle) Vorſtands-
ſitzung. d

TWouristen- Verein
„bie NMaturfreunde.“
t Nachtwanderung.

Ziel: Reu Ragoczy. Abm.
8 Uhr v. d. Peißnitzbrücke.

Donnerstag und Sonntag,
den 1. Juni: Allgemeines
Treffen im Haus. An beiden
Tagen, nachm. Naturwiſſen
ſchaftliche Vorträge.

Arbeiter RadfahrerBund
Solidarität (Ortsgruppe
Halle a. S.). ß
Freitag 27. Juni, abds.

7 Uhr, i. d. Goldenen Kette
(Vögel), Alter Markt: MitaltederVerſammlung.

Das Erſcheinen ſämtlicher
Mitglieder erwünſcht

Der Vorſtand.
Mandolinen- Zirkel Froßß

ſinn, Halle.
Jeden Dienstag und Frei-

tag Uebungsſtunden i. Reſtau
rant z. Vlauderecke, Auguſta
ſtraße.

Jeden Freitag nach dem 1.
u. 15. jed. Monats: Vereins
abend daſelbſt.

Donnerstag (Himmelfahrt)
Tagestour nach dem Peters-
berge. Abmarſch um 6 Uhr,
Voßplatz.
l. Atmletenklun von 680

in Hafte a. Saale.
Vereinslokal: Gold. Kette.
Freitag abd.: Uebungsſtunde
Jeden Sonnabend nach dem 1.

Verſammlung.
Dtich. Buchbinder Verb.

Donnerstag: früh 7 Uhr,
Dreffpunkt bei Dietze.

[Ammenuort
Arbeiter Geſangverein
Ammendorf und ümg
Mittwoch, abends s Uhr

im h rO Sinuest unde.Der Vorſtand.
[mersevurg.
GewerlſchaſtsKartel

Merſeburg.
Jeden 1. Donnerstag

Monat, abends 7 Uhr:
im Thüringer HoSuns Der ehe

isſeben.
Geſangverein Hoffnung,

Sonntag, nachmitt. 1 Uhr,
bei Feſſel: Singestunde.

Felle
von Haninchen, Haſen und
allen Wildarten kauft zu
Tagesvreiſen.Soltrion, weit
Hamſter- Maulwurf-

Kaninn. a. Sorten Felle,

Roßhaar u. Wolle aun
zu höchſten Preiſen

Al Panebchitten mit i innntnn
7

Pelz und Fellhandlung,
Rannisehestr. 1. Tel. 1667,

T
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